
RICHTLINIE 2005/36/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 7. September 2005

über die Anerkennung von Berufsqualifikationen

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI-
SCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 40, Artikel 47 Absatz
1, Artikel 47 Absatz 2 Sätze 1 und 3 und Artikel 55,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c des Vertrages ist
die Beseitigung der Hindernisse für den freien Personen-
und Dienstleistungsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten
eines der Ziele der Gemeinschaft. Dies bedeutet für die
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten insbesondere die
Möglichkeit, als Selbstständige oder abhängig Beschäf-
tigte einen Beruf in einem anderen Mitgliedstaat als dem
auszuüben, in dem sie ihre Berufsqualifikationen erwor-
ben haben. Ferner sieht Artikel 47 Absatz 1 des Vertrags
vor, dass Richtlinien für die gegenseitige Anerkennung
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi-
gungsnachweise erlassen werden.

(2) Nach der Tagung des Europäischen Rates in Lissabon
vom 23. und 24. März 2000 hat die Kommission eine
Mitteilung „Eine Binnenmarktstrategie für den Dienstleis-
tungssektor“ vorgelegt, die insbesondere darauf abzielt,
die Erbringung von Dienstleistungen innerhalb der
Gemeinschaft ebenso einfach zu machen wie innerhalb
eines Mitgliedstaats. Nach Annahme der Mitteilung
„Neue europäische Arbeitsmärkte — offen und zugäng-
lich für alle“ durch die Kommission hat der Europäische
Rat auf seiner Tagung vom 23. und 24. März 2001 in
Stockholm die Kommission beauftragt, für die Frühjahrs-
tagung des Europäischen Rates im Jahr 2002 spezifische
Vorschläge für ein einheitlicheres, transparenteres und
flexibleres System der Anerkennung von beruflichen
Qualifikationen zu unterbreiten.

(3) Diese Richtlinie gibt Personen, die ihre Berufsqualifika-
tionen in einem Mitgliedstaat erworben haben, Garantien
hinsichtlich des Zugangs zu demselben Beruf und seiner
Ausübung in einem anderen Mitgliedstaat unter densel-
ben Voraussetzungen wie Inländern; sie schließt jedoch
nicht aus, dass der Migrant nicht diskriminierende Aus-
übungsvoraussetzungen, die dieser Mitgliedstaat vor-
schreibt, erfüllen muss, soweit diese objektiv gerechtfer-
tigt und verhältnismäßig sind.

(4) Es ist angezeigt, zur Erleichterung des freien Dienstleis-
tungsverkehrs besondere Vorschriften zu erlassen, durch
die die Möglichkeiten zur Ausübung beruflicher Tätigkei-
ten unter der im Herkunftsmitgliedstaat erworbenen
Berufsbezeichnung erweitert werden. Für Dienstleistun-
gen der Informationsgesellschaft, die im Fernabsatz
erbracht werden, gilt neben dieser Richtlinie noch die
Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche
Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbe-
sondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Bin-
nenmarkt (4).

(5) Da für die zeitweilige und gelegentliche grenzüber-
schreitende Erbringung von Dienstleistungen einerseits
und für die Niederlassung andererseits jeweils unter-
schiedliche Regelungen gelten, sollten für den Fall, dass
sich der Dienstleister in den Aufnahmemitgliedstaat
begibt, die Kriterien für die Unterscheidung zwischen
diesen beiden Konzepten genauer bestimmt werden.

(6) Im Rahmen der Erleichterung der Erbringung von
Dienstleistungen ist der öffentlichen Gesundheit und
Sicherheit sowie dem Verbraucherschutz unbedingt
Rechnung zu tragen. Daher sollten spezifische Bestim-
mungen für reglementierte Berufe vorgesehen werden,
die die öffentliche Gesundheit oder Sicherheit berühren
und deren Angehörige vorübergehend oder gelegentlich
grenzüberschreitende Dienstleistungen erbringen.

(7) Die Aufnahmemitgliedstaaten können erforderlichenfalls
im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht Meldevor-
schriften erlassen. Diese Vorschriften sollten nicht zu
einer unverhältnismäßig hohen Belastung der Dienstleis-
ter führen und die Ausübung des freien Dienstleistungs-
verkehrs nicht behindern oder weniger attraktiv machen.
Die Notwendigkeit derartiger Vorschriften sollte regel-
mäßig unter Berücksichtigung der Fortschritte, die bei
der Schaffung eines Gemeinschaftsrahmens für eine
behördliche Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaa-
ten erzielt worden sind, überprüft werden.
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(8) Für den Dienstleister sollten Disziplinarvorschriften des
Aufnahmemitgliedstaats gelten, die unmittelbar und kon-
kret mit den Berufsqualifikationen verbunden sind, wie
die Definition des Berufes, der Umfang der zu einem
Beruf gehörenden oder diesem vorbehaltenen Tätigkei-
ten, das Führen von Titeln und schwerwiegende berufli-
che Fehler in unmittelbarem und spezifischem Zusam-
menhang mit dem Schutz und der Sicherheit der Ver-
braucher.

(9) Die Grundsätze und Garantien für die Niederlassungsfrei-
heit, die in den verschiedenen derzeit geltenden Aner-
kennungsregelungen enthalten sind, sollen aufrechterhal-
ten werden, wobei aber die Vorschriften dieser Anerken-
nungsregeln im Lichte der Erfahrungen verbessert wer-
den sollten. Außerdem sind die einschlägigen Richtlinien
mehrfach geändert worden, und es sollte daher durch
eine Vereinheitlichung der geltenden Grundsätze eine
Neuordnung und Straffung ihrer Bestimmungen vorge-
nommen werden. Es ist daher erforderlich, folgende
Richtlinien aufzuheben und in einem einzigen neuen
Text zusammenzufassen: die Richtlinien 89/48/EWG (1)
und 92/51/EWG (2) des Rates sowie die Richtlinie
1999/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
über die allgemeine Regelung zur Anerkennung berufli-
cher Befähigungsnachweise (3) sowie die Richtlinien
77/452/EWG (4), 77/453/EWG (5), 78/686/EWG (6),
78/687/EWG (7), 78/1026/EWG (8), 78/1027/EWG (9),
80/154/EWG (10), 80/155/EWG (11), 85/384/EWG (12),
85/432/EWG (13), 85/433/EWG (14) und 93/16/EWG (15)
des Rates, die die Tätigkeiten der Krankenschwester und
des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, des Zahnarztes, des Tierarztes, der Heb-
amme, des Architekten, des Apothekers bzw. des Arztes
betreffen.

(10) Diese Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten nicht daran,
gemäß ihren Rechtsvorschriften Berufsqualifikationen
anzuerkennen, die außerhalb des Gebiets der Europä-
ischen Union von einem Staatsangehörigen eines Dritts-
taats erworben wurden. In jedem Fall sollte die Anerken-

nung unter Beachtung der Mindestanforderungen an die
Ausbildung für bestimmte Berufe erfolgen.

(11) Für die Berufe, die unter die allgemeine Regelung zur
Anerkennung von Ausbildungsnachweisen — nachste-
hend „allgemeine Regelung“ genannt — fallen, sollten
die Mitgliedstaaten die Möglichkeit behalten, das Min-
destniveau der notwendigen Qualifikation festzulegen,
um die Qualität der in ihrem Hoheitsgebiet erbrachten
Leistungen zu sichern. Nach den Artikeln 10, 39 und 43
des Vertrags sollten sie einem Angehörigen eines Mit-
gliedstaates jedoch nicht vorschreiben, dass er Qualifika-
tionen, die sie in der Regel durch schlichte Bezugnahme
auf die in ihrem innerstaatlichen Bildungssystem ausge-
stellten Diplome bestimmen, erwirbt, wenn die betref-
fende Person diese Qualifikationen bereits ganz oder teil-
weise in einem anderen Mitgliedstaat erworben hat. Des-
halb sollte vorgesehen werden, dass jeder Aufnahme-
mitgliedstaat, in dem ein Beruf reglementiert ist, die in
einem anderen Mitgliedstaat erworbenen Qualifikationen
berücksichtigen und dabei beurteilen muss, ob sie den
von ihm geforderten Qualifikationen entsprechen. Dieses
allgemeine System zur Anerkennung steht jedoch dem
nicht entgegen, dass ein Mitgliedstaat jeder Person, die
einen Beruf in diesem Mitgliedstaat ausübt, spezifische
Erfordernisse vorschreibt, die durch die Anwendung der
durch das allgemeine Interesse gerechtfertigten Berufsre-
geln begründet sind. Diese betreffen insbesondere die
Regeln hinsichtlich der Organisation des Berufs, die
beruflichen Standards, einschließlich der standesrechtli-
chen Regeln, die Vorschriften für die Kontrolle und die
Haftung. Schließlich zielt diese Richtlinie nicht auf einen
Eingriff in das berechtigte Interesse der Mitgliedstaaten
ab, zu verhindern, dass einige ihrer Staatsangehörigen
sich in missbräuchlicher Weise der Anwendung des
nationalen Rechts im Bereich der Berufe entziehen.

(12) Diese Richtlinie regelt die Anerkennung von in anderen
Mitgliedstaaten erworbenen Berufsqualifikationen durch
die Mitgliedstaaten. Sie gilt jedoch nicht für die Anerken-
nung von aufgrund dieser Richtlinie gefassten Anerken-
nungsbeschlüssen anderer Mitgliedstaaten durch die Mit-
gliedstaaten. Eine Person, deren Berufsqualifikationen
aufgrund dieser Richtlinie anerkannt worden sind, kann
sich somit nicht auf diese Anerkennung berufen, um in
ihrem Herkunftsmitgliedstaat Rechte in Anspruch zu
nehmen, die sich nicht aus der in diesem Mitgliedstaat
erworbenen Berufsqualifikation ableiten, es sei denn, sie
weist nach, dass sie zusätzliche Berufsqualifikationen im
Aufnahmemitgliedstaat erworben hat.

(13) Um den Anerkennungsmechanismus aufgrund der allge-
meinen Regelung festzulegen, müssen die einzelstaat-
lichen Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung
in Niveaus unterteilt werden. Diese Niveaus, die nur zum
Zweck der Anwendung der allgemeinen Regelung festge-
legt werden, haben keine Auswirkungen auf die einzel-
staatlichen Strukturen der allgemeinen und beruflichen
Bildung oder auf die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten
auf diesem Gebiet.
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(14) Der durch die Richtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG
eingeführte Anerkennungsmechanismus ändert sich
nicht. Folglich sollte der Inhaber eines Zeugnisses, das
den erfolgreichen Abschluss einer postsekundären Aus-
bildung von mindestens einem Jahr bescheinigt, Zugang
zu einem reglementierten Beruf in einem Mitgliedstaat
erhalten, in dem dieser Zugang von der Vorlage eines
Zeugnisses über den erfolgreichen Abschluss einer Hoch-
schul- oder Universitätsausbildung von vier Jahren
abhängt, unabhängig von dem Niveau, zu dem der im
Aufnahmemitgliedstaat verlangte Ausbildungsabschluss
gehört. Umgekehrt sollte der Zugang zu einem regle-
mentierten Beruf, soweit er vom erfolgreichen Abschluss
einer Hochschul- oder Universitätsausbildung von mehr
als vier Jahren abhängt, nur den Inhabern eines Zeugnis-
ses über den erfolgreichen Abschluss einer Hochschul-
oder Universitätsausbildung von mindestens drei Jahren
gewährt werden.

(15) Da die Mindestanforderungen an die Ausbildung für die
Aufnahme und Ausübung der unter die allgemeine Rege-
lung fallenden Berufe nicht harmonisiert sind, sollte der
Aufnahmemitgliedstaat die Möglichkeit haben, eine Aus-
gleichsmaßnahme vorzuschreiben. Diese Maßnahme
sollte dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspre-
chen und insbesondere die Berufserfahrung des Antrag-
stellers berücksichtigen. Die Erfahrung zeigt, dass die
Möglichkeit, dem Migranten nach seiner Wahl einen Eig-
nungstest oder einen Anpassungslehrgang vorzuschrei-
ben, hinreichende Garantien hinsichtlich seines Qualifi-
kationsniveaus bietet, so dass jede Abweichung von die-
ser Wahlmöglichkeit in jedem Einzelfall durch einen
zwingenden Grund des Allgemeininteresses gerechtfertigt
sein müsste.

(16) Um die Freizügigkeit von Berufstätigen zu fördern und
gleichzeitig ein angemessenes Qualifikationsniveau zu
gewährleisten, sollten verschiedene Berufsverbände und
-organisationen oder die Mitgliedstaaten auf europäischer
Ebene gemeinsame Plattformen vorschlagen können.
Unter bestimmten Voraussetzungen und unter Beach-
tung der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die Festle-
gung der für die Ausübung der Berufe in ihrem Hoheits-
gebiet erforderlichen beruflichen Qualifikationen sowie
für den Inhalt und die Organisation ihrer Systeme für
die allgemeine und berufliche Bildung und unter Beach-
tung des Gemeinschaftsrechts, insbesondere des gemein-
schaftlichen Wettbewerbsrechts, sollte diese Richtlinie
diesen Initiativen Rechnung tragen, während sie gleich-
zeitig einen stärkeren Automatismus der Anerkennung
im Rahmen der allgemeinen Regelung fördert. Die
Berufsverbände, die gemeinsame Plattformen vorlegen
können, sollten auf einzelstaatlicher und europäischer
Ebene repräsentativ sein. Eine gemeinsame Plattform
besteht in einer Reihe von Kriterien, mit denen wesentli-
che Unterschiede, die zwischen den Ausbildungsanforde-
rungen in mindestens zwei Dritteln der Mitgliedstaaten,
einschließlich all jener Mitgliedstaaten, in denen der
Beruf reglementiert ist, festgestellt wurden, möglichst
umfassend ausgeglichen werden können. Zu den Krite-
rien könnten beispielsweise Anforderungen wie eine
Zusatzausbildung, ein Anpassungslehrgang in der Praxis
unter Aufsicht, eine Eignungsprüfung, ein vorgeschriebe-
nes Minimum an Berufserfahrung oder eine Kombina-
tion solcher Anforderungen gehören.

(17) Damit alle Sachverhalte berücksichtigt werden, die bisher
keiner Regelung zur Anerkennung von Berufsqualifika-
tionen unterliegen, sollte die allgemeine Regelung auf die

Fälle ausgedehnt werden, die nicht durch eine Einzelre-
gelung abgedeckt werden, entweder weil der Beruf unter
keine der Regelungen fällt oder weil der Beruf zwar
unter eine bestimmte Regelung fällt, der Antragsteller
aus besonderen und außergewöhnlichen Gründen die
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme dieser Rege-
lung jedoch nicht erfüllt.

(18) Es ist geboten, die Vorschriften zu vereinfachen, die in
den Mitgliedstaaten, in denen die betreffenden Berufe
reglementiert sind, die Aufnahme bestimmter Tätigkeiten
in Industrie, Handel und Handwerk ermöglichen, sofern
die entsprechenden Tätigkeiten in einem Mitgliedstaat
während eines angemessenen, nicht zu weit zurücklie-
genden Zeitraums ausgeübt worden sind; gleichzeitig gilt
es aber, an einem System der automatischen Anerken-
nung auf der Grundlage der Berufserfahrung für diese
Tätigkeiten festzuhalten.

(19) Die Freizügigkeit und die gegenseitige Anerkennung der
Ausbildungsnachweise der Ärzte, Krankenschwestern
und Krankenpfleger, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, Zahnärzte, Tierärzte, Hebammen, Apothe-
ker und Architekten sollte sich auf den Grundsatz der
automatischen Anerkennung der Ausbildungsnachweise
im Zuge der Koordinierung der Mindestanforderungen
an die Ausbildung stützen. Ferner sollte die Aufnahme
und Ausübung der Tätigkeiten des Arztes, der Kranken-
schwester und des Krankenpflegers, die für die allge-
meine Pflege verantwortlich sind, des Zahnarztes, des
Tierarztes, der Hebamme und des Apothekers vom
Besitz eines bestimmten Ausbildungsnachweises abhän-
gig gemacht werden, wodurch gewährleistet wird, dass
die betreffenden Personen eine Ausbildung absolviert
haben, die den festgelegten Mindestanforderungen
genügt. Dieses System sollte durch eine Reihe erworbe-
ner Rechte ergänzt werden, auf die sich qualifizierte
Berufsangehörige unter bestimmten Voraussetzungen
berufen können.

(20) Um den Besonderheiten des Ausbildungssystems der
Ärzte und Zahnärzte und dem entsprechenden gemein-
schaftlichen Besitzstand im Bereich der gegenseitigen
Anerkennung Rechnung zu tragen, ist es gerechtfertigt,
für alle Fachrichtungen, die zum Zeitpunkt des Erlasses
der vorliegenden Richtlinie anerkannt sind, den Grund-
satz der automatischen Anerkennung der medizinischen
und zahnmedizinischen Fachrichtungen, die mindestens
zwei Mitgliedstaaten gemeinsam sind, beizubehalten.
Hingegen sollte sich im Interesse der Vereinfachung des
Systems die Erweiterung der automatischen Anerken-
nung auf neue medizinische Fachrichtungen nach dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorliegenden Richtlinie
auf diejenigen beschränken, die in mindestens zwei Fünf-
teln der Mitgliedstaaten vertreten sind. Im Übrigen hin-
dert die vorliegende Richtlinie die Mitgliedstaaten nicht
daran, untereinander für bestimmte medizinische und
zahnmedizinische Fachrichtungen, die sie gemeinsam
haben und die nicht Gegenstand einer automatischen
Anerkennung im Sinne dieser Richtlinie sind, eine auto-
matische Anerkennung nach ihren eigenen Regeln zu
vereinbaren.

(21) Die automatische Anerkennung der Ausbildungsnach-
weise des Arztes mit Grundausbildung sollte nicht die
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten berühren, diesen Nach-
weis mit beruflichen Tätigkeiten zu verbinden oder auch
nicht.
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(22) Alle Mitgliedstaaten sollten den Beruf des Zahnarztes als
eigenen Beruf anerkennen, der sich von dem des Arztes
oder Facharztes für Zahn- und Mundheilkunde unter-
scheidet. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass
dem Zahnarzt in seiner Ausbildung die erforderlichen
Fähigkeiten zur Ausübung aller Tätigkeiten der Verhü-
tung, Diagnose und Behandlung von Anomalien und
Krankheiten von Zähnen, Mund und Kiefer sowie der
dazugehörigen Gewebe vermittelt werden. Die Tätigkeit
des Zahnarztes sollte nur von Inhabern eines zahnärztli-
chen Ausbildungsnachweises im Sinne dieser Richtlinie
ausgeübt werden.

(23) Es erscheint nicht wünschenswert, für alle Mitgliedstaa-
ten einen einheitlichen Ausbildungsgang für Hebammen
vorzuschreiben. Es ist sogar angezeigt, den Mitgliedstaa-
ten möglichst viel Freiheit bei der Gestaltung der Ausbil-
dung zu lassen.

(24) Im Interesse der Vereinfachung ist es angezeigt, die
Bezeichnung „Apotheker“ zu verwenden, um den
Anwendungsbereich der Bestimmungen über die auto-
matische Anerkennung der Ausbildungsnachweise abzu-
grenzen, unbeschadet der Besonderheiten der nationalen
Vorschriften für diese Tätigkeiten.

(25) Inhaber eines Ausbildungsnachweises des Apothekers
sind Arzneimittelspezialisten und sollten grundsätzlich
in allen Mitgliedstaaten Zugang zu einem Mindesttätig-
keitsfeld innerhalb dieses Fachgebiets haben. Mit der
Definition dieses Mindesttätigkeitsfeldes sollte diese
Richtlinie weder eine Begrenzung der Betätigungsmög-
lichkeiten für Apotheker in den Mitgliedstaaten, insbe-
sondere hinsichtlich der biomedizinischen Analysen,
bewirken noch zugunsten dieser Berufsangehörigen ein
Monopol begründen, da die Einräumung eines solchen
Monopols weiterhin in die alleinige Zuständigkeit der
Mitgliedstaaten fällt. Diese Richtlinie hindert die Mit-
gliedstaaten nicht daran, die Aufnahme von Tätigkeiten,
die nicht in das koordinierte Mindesttätigkeitsfeld einbe-
zogen sind, an zusätzliche Ausbildungsanforderungen zu
knüpfen. Daher sollte der Aufnahmemitgliedstaat, der
solche Anforderungen stellt, die Möglichkeit haben,
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, die im Besitz von
Ausbildungsnachweisen sind, die unter die automatische
Anerkennung im Sinne dieser Richtlinie fallen, diesen
Anforderungen zu unterwerfen.

(26) Diese Richtlinie gewährleistet nicht die Koordinierung
aller Bedingungen für die Aufnahme und die Ausübung
der Tätigkeiten des Apothekers. Insbesondere sollten die
geografische Verteilung der Apotheken und das Abgabe-
monopol für Arzneimittel weiterhin in die Zuständigkeit
der Mitgliedstaaten fallen. Diese Richtlinie berührt keine
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten,
die Gesellschaften die Ausübung bestimmter Tätigkeiten
des Apothekers verbieten oder ihnen für die Ausübung
solcher Tätigkeiten bestimmte Auflagen machen.

(27) Die architektonische Gestaltung, die Qualität der Bau-
werke, ihre harmonische Einpassung in die Umgebung,
der Respekt vor der natürlichen und der städtischen
Landschaft sowie vor dem kollektiven und dem privaten
Erbe sind von öffentlichem Interesse. Daher sollte sich
die gegenseitige Anerkennung der Ausbildungsnachweise
auf qualitative und quantitative Kriterien stützen, die
gewährleisten, dass die Inhaber der anerkannten Ausbil-
dungsnachweise in der Lage sind, die Bedürfnisse der
Einzelpersonen, sozialen Gruppen und Gemeinwesen im
Bereich der Raumordnung, der Konzeption, der Vorbe-
reitung und Errichtung von Bauwerken, der Erhaltung
und Zurgeltungbringung des architektonischen Erbes
sowie des Schutzes der natürlichen Gleichgewichte zu
verstehen und ihnen Ausdruck zu verleihen.

(28) Die nationalen Vorschriften für das Gebiet der Architek-
tur und die Aufnahme und Ausübung der Architektentä-
tigkeit sind ihrem Geltungsumfang nach sehr unter-
schiedlich. In den meisten Mitgliedstaaten werden die
Tätigkeiten auf dem Gebiet der Architektur de jure oder
de facto von Personen mit dem Berufstitel Architekt,
gegebenenfalls in Verbindung mit einem weiteren Berufs-
titel, ausgeübt, ohne dass deshalb ausschließlich diese
Personen das Recht hätten, diese Tätigkeiten auszuüben,
es sei denn, es liegen gegenteilige Rechtsvorschriften vor.
Diese Tätigkeiten, oder einige davon, können auch von
Angehörigen anderer Berufe ausgeübt werden, insbeson-
dere von Ingenieuren, die auf dem Gebiet des Bauwesens
oder der Baukunst eine besondere Ausbildung erhalten
haben. Im Interesse der Vereinfachung dieser Richtlinie
ist es angezeigt, die Bezeichnung „Architekt“ zu verwen-
den, um den Anwendungsbereich der Bestimmungen
über die automatische Anerkennung der Ausbildungs-
nachweise auf dem Gebiet der Architektur abzugrenzen,
unbeschadet der Besonderheiten der nationalen Vor-
schriften für diese Tätigkeiten.

(29) Wenn die nationale oder europäische Berufsorganisation
bzw. der nationale oder europäische Berufsverband eines
reglementierten Berufs ein begründetes Ersuchen um
eine Sonderregelung für die Anerkennung der Berufsqua-
lifikationen im Hinblick auf die Koordinierung der Min-
destanforderungen an die Ausbildung vorlegt, prüft die
Kommission die Möglichkeit, einen Vorschlag zur Ände-
rung dieser Richtlinie zu verabschieden.

(30) Um die Wirksamkeit des Systems der Anerkennung von
Berufsqualifikationen zu gewährleisten, sollten einheitli-
che Formalitäten und Verfahrensregeln für seine Anwen-
dung sowie bestimmte Modalitäten für die Ausübung der
Berufe festgelegt werden.

(31) Da die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
sowie zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission
die Anwendung dieser Richtlinie und die Beachtung der
sich daraus ergebenden Verpflichtungen sicher erleich-
tert, ist es angezeigt, die Einrichtungen dafür festzulegen.
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(32) Mit der Einführung von Berufsausweisen auf europä-
ischer Ebene durch Berufsverbände und -organisationen
kann sich die Mobilität von Berufsangehörigen erhöhen,
insbesondere durch Beschleunigung des Austauschs von
Informationen zwischen dem Aufnahmemitgliedstaat
und dem Herkunftsmitgliedstaat. Diese Berufsausweise
sollen es ermöglichen, den beruflichen Werdegang von
Berufsangehörigen zu verfolgen, die sich in verschiede-
nen Mitgliedstaaten niederlassen. Die Ausweise könnten
unter voller Einhaltung der Datenschutzvorschriften
Informationen über die beruflichen Qualifikationen des
Berufsangehörigen (Universität bzw. Bildungseinrichtun-
gen, Qualifikationen, Berufserfahrungen), seine Nieder-
lassung und die gegen ihn verhängten berufsbezogenen
Sanktionen sowie Einzelangaben der zuständigen
Behörde umfassen.

(33) Die Einrichtung eines Systems von Kontaktstellen, die
die Bürger der Mitgliedstaaten informieren und unter-
stützen sollen, wird die Transparenz der Anerkennungs-
regelung gewährleisten. Die Kontaktstellen liefern den
Bürgern die von ihnen angeforderten Informationen und
übermitteln der Kommission alle Angaben und Anschrif-
ten, die für das Anerkennungsverfahren von Nutzen sein
können. Durch die Benennung einer einzigen Kontakt-
stelle durch jeden Mitgliedstaat im Rahmen des Netzes
bleibt die Zuständigkeitsverteilung auf nationaler Ebene
unberührt. Insbesondere steht dies dem nicht entgegen,
dass auf nationaler Ebene mehrere Stellen benannt wer-
den, wobei der im Rahmen dieses Netzes benannten
Kontaktstelle die Aufgabe zukommt, die anderen Stellen
zu koordinieren und den Bürger erforderlichenfalls im
Einzelnen über die für ihn zuständige Stelle zu informie-
ren.

(34) Die Verwaltung der unterschiedlichen Anerkennungssys-
teme, die in den Einzelrichtlinien und in der allgemeinen
Regelung festgelegt sind, hat sich als schwerfällig und
komplex erwiesen. Es ist daher angezeigt, die Verwaltung
dieser Richtlinie und ihre Aktualisierung zwecks Anpas-
sung an den wissenschaftlichen und technischen Fort-
schritt zu vereinfachen, insbesondere, wenn die Mindest-
anforderungen an die Ausbildungen zur automatischen
Anerkennung der Ausbildungsnachweise koordiniert
werden. Zu diesem Zweck sollte ein gemeinsamer Aus-
schuss für die Anerkennung der Berufsqualifikationen
eingesetzt und gleichzeitig eine angemessene Einbindung
der Vertreter der Berufsorganisationen, auch auf europä-
ischer Ebene, sichergestellt werden.

(35) Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden.

(36) Ein regelmäßig vorgelegter Bericht der Mitgliedstaaten
mit statistischen Daten über die Anwendung dieser

Richtlinie wird Aufschluss über die Wirkung des Systems
zur Anerkennung von Berufsqualifikationen geben.

(37) Für den Fall, dass die Anwendung einer Bestimmung die-
ser Richtlinie einem Mitgliedstaat erhebliche Schwierig-
keiten bereitet, sollte ein geeignetes Verfahren für die
Annahme befristeter Maßnahmen vorgesehen werden.

(38) Die Bestimmungen dieser Richtlinie berühren nicht die
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die Gestaltung ihres
nationalen Sozialversicherungssystems und die Festle-
gung der Tätigkeiten, die im Rahmen dieses Systems aus-
geübt werden müssen.

(39) Angesichts der raschen Weiterentwicklung von Wissen-
schaft und Technik ist das lebenslange Lernen in einer
Vielzahl von Berufen äußerst wichtig. Vor diesem Hinter-
grund ist es Aufgabe der Mitgliedstaaten, die Regelungen
einer angemessenen Fortbildung im Einzelnen festzule-
gen, die die Berufsangehörigen auf dem neuesten Stand
von Wissenschaft und Technik hält.

(40) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Straffung, Ver-
einfachung und Verbesserung der Vorschriften für die
Anerkennung beruflicher Qualifikationen, auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kön-
nen und daher besser auf Gemeinschaftsebene zu errei-
chen sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem
in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritäts-
prinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben
Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese
Richtlinie nicht über das für die Erreichung dieser Ziele
erforderliche Maß hinaus.

(41) Diese Richtlinie berührt nicht die Anwendung des Arti-
kels 39 Absatz 4 und des Artikels 45 des Vertrags, insbe-
sondere auf Notare.

(42) In Bezug auf das Niederlassungsrecht und die Erbringung
von Dienstleistungen gilt diese Richtlinie unbeschadet
anderer spezifischer Rechtsvorschriften über die Aner-
kennung von Berufsqualifikationen, wie zum Beispiel der
bestehenden Vorschriften in den Bereichen Verkehr, Ver-
sicherungsvermittler und gesetzlich zugelassene
Abschlussprüfer. Diese Richtlinie berührt nicht die
Anwendung der Richtlinie 77/249/EWG des Rates vom
22. März 1977 zur Erleichterung der tatsächlichen Aus-
übung des freien Dienstleistungsverkehrs der Rechtsan-
wälte (2) oder der Richtlinie 98/5/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998 zur
Erleichterung der ständigen Ausübung des Rechtsan-
waltsberufs in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in
dem die Qualifikation erworben wurde (3). Die Anerken-
nung der Berufsqualifikationen von Anwälten zum Zwe-
cke der umgehenden Niederlassung unter der Berufsbe-
zeichnung des Aufnahmemitgliedstaats sollte von dieser
Richtlinie abgedeckt werden.
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(43) Diese Richtlinie betrifft auch freie Berufe soweit sie reg-
lementiert sind, die gemäß den Bestimmungen dieser
Richtlinie auf der Grundlage einschlägiger Berufsqualifi-
kationen persönlich, in verantwortungsbewusster Weise
und fachlich unabhängig von Personen ausgeübt werden,
die für ihre Kunden und die Allgemeinheit geistige und
planerische Dienstleistungen erbringen. Die Ausübung
der Berufe unterliegt möglicherweise in den Mitgliedstaa-
ten in Übereinstimmung mit dem Vertrag spezifischen
gesetzlichen Beschränkungen nach Maßgabe des inner-
staatlichen Rechts und des in diesem Rahmen von der
jeweiligen Berufsvertretung autonom gesetzten Rechts,
das die Professionalität, die Dienstleistungsqualität und
die Vertraulichkeit der Beziehungen zu den Kunden
gewährleistet und fortentwickelt.

(44) Diese Richtlinie lässt die Maßnahmen unberührt, die
erforderlich sind, um ein hohes Gesundheits- und Ver-
braucherschutzniveau sicherzustellen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

TITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

Diese Richtlinie legt die Vorschriften fest, nach denen ein Mit-
gliedstaat, der den Zugang zu einem reglementierten Beruf oder
dessen Ausübung in seinem Hoheitsgebiet an den Besitz
bestimmter Berufsqualifikationen knüpft (im Folgenden „Auf-
nahmemitgliedstaat“ genannt), für den Zugang zu diesem Beruf
und dessen Ausübung die in einem oder mehreren anderen
Mitgliedstaaten (im Folgenden „Herkunftsmitgliedstaat“
genannt) erworbenen Berufsqualifikationen anerkennt, die ihren
Inhaber berechtigen, dort denselben Beruf auszuüben.

Artikel 2

Anwendungsbereich

(1) Diese Richtlinie gilt für alle Staatsangehörigen eines Mit-
gliedstaats, die als Selbstständige oder abhängig Beschäftigte,
einschließlich der Angehörigen der freien Berufe, einen regle-
mentierten Beruf in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in
dem sie ihre Berufsqualifikationen erworben haben, ausüben
wollen.

(2) Jeder Mitgliedstaat kann in seinem Hoheitsgebiet nach
Maßgabe seiner Vorschriften den Staatsangehörigen der Mit-
gliedstaaten, die eine Berufsqualifikation gemäß Artikel 3
Absatz 1 Buchstabe a vorweisen können, die nicht in einem
Mitgliedstaat erworben wurde, die Ausübung eines reglemen-
tierten Berufs gestatten. Für die Berufe in Titel III Kapitel III
erfolgt diese erste Anerkennung unter Beachtung der dort
genannten Mindestanforderungen an die Ausbildung.

(3) Wurden für einen bestimmten reglementierten Beruf in
einem gesonderten gemeinschaftlichen Rechtsakt andere spe-
zielle Regelungen unmittelbar für die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen festgelegt, so finden die entsprechenden Bestim-
mungen dieser Richtlinie keine Anwendung.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

(1) Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffs-
bestimmungen:

a) „reglementierter Beruf“ ist eine berufliche Tätigkeit oder eine
Gruppe beruflicher Tätigkeiten, bei der die Aufnahme oder
Ausübung oder eine der Arten der Ausübung direkt oder
indirekt durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften an den
Besitz bestimmter Berufsqualifikationen gebunden ist; eine
Art der Ausübung ist insbesondere die Führung einer
Berufsbezeichnung, die durch Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften auf Personen beschränkt ist, die über eine
bestimmte Berufsqualifikation verfügen. Trifft Satz 1 dieser
Begriffsbestimmung nicht zu, so wird ein unter Absatz 2 fal-
lender Beruf als reglementierter Beruf behandelt;

b) „Berufsqualifikationen“ sind die Qualifikationen, die durch
einen Ausbildungsnachweis, einen Befähigungsnachweis
nach Artikel 11 Buchstabe a Ziffer i und/oder Berufserfah-
rung nachgewiesen werden;

c) „Ausbildungsnachweise“ sind Diplome, Prüfungszeugnisse
und sonstige Befähigungsnachweise, die von einer Behörde
eines Mitgliedstaats, die entsprechend dessen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften benannt wurde, für den Abschluss
einer überwiegend in der Gemeinschaft absolvierten Berufs-
ausbildung ausgestellt werden. Findet Satz 1 keine Anwen-
dung, so sind Ausbildungsnachweise im Sinne des Absatzes
3 den hier genannten Ausbildungsnachweisen gleichgestellt;

d) „zuständige Behörde“: jede von den Mitgliedstaaten mit der
besonderen Befugnis ausgestattete Behörde oder Stelle, Aus-
bildungsnachweise und andere Dokumente oder Informatio-
nen auszustellen bzw. entgegenzunehmen sowie Anträge zu
erhalten und Beschlüsse zu fassen, auf die in der vorliegen-
den Richtlinie abgezielt wird;

e) „reglementierte Ausbildung“ ist eine Ausbildung, die speziell
auf die Ausübung eines bestimmten Berufes ausgerichtet ist
und aus einem abgeschlossenen Ausbildungsgang oder meh-
reren abgeschlossenen Ausbildungsgängen besteht, der gege-
benenfalls durch eine Berufsausbildung, durch ein Berufs-
praktikum oder durch Berufspraxis ergänzt wird;

Der Aufbau und das Niveau der Berufsausbildung, des
Berufspraktikums oder der Berufspraxis müssen in den
Rechts- und Verwaltungsvorschriften des jeweiligen Mit-
gliedstaats festgelegt sein oder von einer zu diesem Zweck
bestimmten Behörde kontrolliert oder genehmigt werden;
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f) „Berufserfahrung“ ist die tatsächliche und rechtmäßige Aus-
übung des betreffenden Berufs in einem Mitgliedstaat;

g) „Anpassungslehrgang“ ist die Ausübung eines reglementier-
ten Berufs, die in dem Aufnahmemitgliedstaat unter der Ver-
antwortung eines qualifizierten Berufsangehörigen erfolgt
und gegebenenfalls mit einer Zusatzausbildung einhergeht.
Der Lehrgang ist Gegenstand einer Bewertung. Die Einzel-
heiten des Anpassungslehrgangs und seiner Bewertung
sowie die Rechtsstellung des beaufsichtigten zugewanderten
Lehrgangsteilnehmers werden von der zuständigen Behörde
des Aufnahmemitgliedstaats festgelegt.

Die Rechtsstellung des Lehrgangsteilnehmers im Aufnahme-
mitgliedstaat, insbesondere im Bereich des Aufenthaltsrechts
sowie der Verpflichtungen, sozialen Rechte und Leistungen,
Vergütungen und Bezüge wird von den zuständigen Behör-
den des betreffenden Mitgliedstaats gemäß dem geltenden
Gemeinschaftsrecht festgelegt;

h) „Eignungsprüfung“ ist eine ausschließlich die beruflichen
Kenntnisse des Antragstellers betreffende und von den
zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats durchge-
führte Prüfung, mit der die Fähigkeit des Antragstellers, in
diesem Mitgliedstaat einen reglementierten Beruf auszuüben,
beurteilt werden soll. Zur Durchführung dieser Prüfung
erstellen die zuständigen Behörden ein Verzeichnis der Sach-
gebiete, die aufgrund eines Vergleichs zwischen der in ihrem
Staat verlangten Ausbildung und der bisherigen Ausbildung
des Antragstellers von dem Diplom oder den sonstigen Aus-
bildungsnachweisen, über die der Antragsteller verfügt, nicht
abgedeckt werden.

Bei der Eignungsprüfung muss dem Umstand Rechnung
getragen werden, dass der Antragsteller in seinem Heimat-
mitgliedstaat oder dem Mitgliedstaat, aus dem er kommt,
über eine berufliche Qualifikation verfügt. Die Eignungsprü-
fung erstreckt sich auf Sachgebiete, die aus dem Verzeichnis
ausgewählt werden und deren Kenntnis eine wesentliche
Voraussetzung für die Ausübung des Berufs im Aufnahme-
mitgliedstaat ist. Diese Prüfung kann sich auch auf die
Kenntnis der sich auf die betreffenden Tätigkeiten im Auf-
nahmemitgliedstaat beziehenden berufsständischen Regeln
erstrecken.

Die Durchführung der Eignungsprüfung im Einzelnen sowie
die Rechtsstellung des Antragstellers im Aufnahmemitglied-
staat, in dem er sich auf die Eignungsprüfung vorzubereiten
wünscht, werden von den zuständigen Behörden des betreff-
enden Mitgliedstaats festgelegt;

i) „Betriebsleiter“ ist eine Person, die in einem Unternehmen
des entsprechenden Berufszweigs

i) die Position des Leiters des Unternehmens oder einer
Zweigniederlassung innehat oder

ii) Stellvertreter eines Inhabers oder Leiters eines Unterneh-
mens ist, sofern mit dieser Position eine Verantwortung
verbunden ist, die der des vertretenen Inhabers oder Lei-
ters vergleichbar ist, oder

iii) in leitender Stellung mit kaufmännischen und/oder tech-
nischen Aufgaben und mit der Verantwortung für eine
oder mehrere Abteilungen des Unternehmens tätig ist.

(2) Einem reglementierten Beruf gleichgestellt ist ein Beruf,
der von Mitgliedern von Verbänden oder Organisationen im
Sinne des Anhangs I ausgeübt wird.

Die in Unterabsatz 1 genannten Verbände oder Organisationen
verfolgen insbesondere das Ziel der Wahrung und Förderung
eines hohen Niveaus in dem betreffenden Beruf. Zur Erreichung
dieses Ziels werden sie von einem Mitgliedstaat in besonderer
Form anerkannt; sie stellen ihren Mitgliedern einen Ausbil-
dungsnachweis aus, gewähren, dass ihre Mitglieder die von
ihnen vorgeschriebenen berufsständischen Regeln beachten und
verleihen ihnen das Recht, einen Titel zu führen, eine
bestimmte Kurzbezeichnung zu verwenden oder einen diesem
Ausbildungsnachweis entsprechenden Status in Anspruch zu
nehmen.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über jede
Anerkennung eines Verbandes oder einer Organisation im
Sinne des Unterabsatzes 1; die Kommission veröffentlicht eine
entsprechende Bekanntmachung im Amtsblatt der Europä-
ischen Union.

(3) Einem Ausbildungsnachweis gleichgestellt ist jeder in
einem Drittland ausgestellte Ausbildungsnachweis, sofern sein
Inhaber in dem betreffenden Beruf drei Jahre Berufserfahrung
im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats, der diesen Ausbildungs-
nachweis nach Artikel 2 Absatz 2 anerkannt hat, besitzt und
dieser Mitgliedstaat diese Berufserfahrung bescheinigt.

Artikel 4

Wirkungen der Anerkennung

(1) Die Anerkennung der Berufsqualifikationen durch den
Aufnahmemitgliedstaat ermöglicht der begünstigten Person, in
diesem Mitgliedstaat denselben Beruf wie den, für den sie in
ihrem Herkunftsmitgliedstaat qualifiziert ist, aufzunehmen und
unter denselben Voraussetzungen wie Inländer auszuüben.

(2) Für die Zwecke dieser Richtlinie ist der Beruf, den der
Antragsteller im Aufnahmemitgliedstaat ausüben möchte, der-
selbe wie derjenige, für den er in seinem Herkunftsmitgliedstaat
qualifiziert ist, wenn die Tätigkeiten, die er umfasst, vergleich-
bar sind.

TITEL II

DIENSTLEISTUNGSFREIHEIT

Artikel 5

Grundsatz der Dienstleistungsfreiheit

(1) Unbeschadet spezifischer Vorschriften des Gemein-
schaftsrechts sowie der Artikel 6 und 7 dieser Richtlinie kön-
nen die Mitgliedstaaten die Dienstleistungsfreiheit nicht auf-
grund der Berufsqualifikationen einschränken,

a) wenn der Dienstleister zur Ausübung desselben Berufs recht-
mäßig in einem Mitgliedstaat niedergelassen ist (nachstehend
„Niederlassungsmitgliedstaat“ genannt) und
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b) für den Fall, dass sich der Dienstleister in einen anderen Mit-
gliedstaat begibt, wenn er diesen Beruf mindestens zwei
Jahre während der vorhergehenden zehn Jahre im Niederlas-
sungsmitgliedstaat ausgeübt hat, sofern der Beruf dort nicht
reglementiert ist. Die Bedingung, dass der Dienstleister den
Beruf zwei Jahre ausgeübt haben muss, gilt nicht, wenn ent-
weder der Beruf oder die Ausbildung zu diesem Beruf regle-
mentiert ist.

(2) Die Bestimmungen dieses Titels gelten nur für den Fall,
dass sich der Dienstleister zur vorübergehenden und gelegentli-
chen Ausübung des Berufs nach Absatz 1 in den Aufnahme-
mitgliedstaat begibt.

Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der Erbrin-
gung von Dienstleistungen wird im Einzelfall beurteilt, insbe-
sondere anhand der Dauer, der Häufigkeit, der regelmäßigen
Wiederkehr und der Kontinuität der Dienstleistung.

(3) Begibt sich der Dienstleister in einen anderen Mitglied-
staat, so unterliegt er im Aufnahmemitgliedstaat den berufsstän-
dischen, gesetzlichen oder verwaltungsrechtlichen Berufsregeln,
die dort in unmittelbarem Zusammenhang mit den Berufsquali-
fikationen für Personen gelten, die denselben Beruf wie er aus-
üben, und den dort geltenden Disziplinarbestimmungen; zu die-
sen Bestimmungen gehören etwa Regelungen für die Definition
des Berufs, das Führen von Titeln und schwerwiegende berufli-
che Fehler in unmittelbarem und speziellem Zusammenhang
mit dem Schutz und der Sicherheit der Verbraucher.

Artikel 6

Befreiungen

Gemäß Artikel 5 Absatz 1 befreit der Aufnahmemitgliedstaat
den Dienstleister, der in einem anderen Mitgliedstaat niederge-
lassen ist, insbesondere von den folgenden Erfordernissen, die
er an die in seinem Hoheitsgebiet niedergelassenen Berufsange-
hörigen stellt:

a) Zulassung, Eintragung oder Mitgliedschaft bei einer Berufs-
organisation. Um die Anwendung der in ihrem Hoheitsge-
biet geltenden Disziplinarbestimmungen gemäß Artikel 5
Absatz 3 zu erleichtern, können die Mitgliedstaaten entwe-
der eine automatische vorübergehende Eintragung oder eine
Pro-Forma-Mitgliedschaft bei einer solchen Berufsorganisa-
tion vorsehen, sofern diese Eintragung oder Mitgliedschaft
die Erbringung der Dienstleistungen in keiner Weise verzö-
gert oder erschwert und für den Dienstleister keine zusätzli-
chen Kosten verursacht. Die zuständige Behörde übermittelt
der betreffenden Berufsorganisation eine Kopie der Meldung
und gegebenenfalls der erneuerten Meldung nach Artikel 7
Absatz 1, der im Falle der in Artikel 7 Absatz 4 genannten
Berufe, die die öffentliche Gesundheit und Sicherheit berüh-

ren, oder im Falle von Berufen, die unter die automatische
Anerkennung nach Artikel III Kapitel III fallen, eine Kopie
der in Artikel 7 Absatz 2 genannten Dokumente beizufügen
ist; für die Zwecke der Befreiung gilt dies als automatische
vorübergehende Eintragung oder Pro-Forma-Mitgliedschaft.

b) Mitgliedschaft bei einer Körperschaft des öffentlichen Rechts
im Bereich der sozialen Sicherheit zur Abrechnung mit
einem Versicherer für Tätigkeiten zugunsten von Sozialversi-
cherten.

Der Dienstleister unterrichtet jedoch zuvor oder in dringenden
Fällen nachträglich die in Absatz 1 Buchstabe b bezeichnete
Körperschaft von der Erbringung seiner Dienstleistungen.

Artikel 7

Vorherige Meldung bei Ortswechsel des Dienstleisters

(1) Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass der Dienst-
leister in dem Fall, dass er zur Erbringung von Dienstleistungen
erstmals von einem Mitgliedstaat in einen anderen wechselt,
den zuständigen Behörden im Aufnahmemitgliedstaat vorher
schriftlich Meldung erstattet und sie dabei über Einzelheiten zu
einem Versicherungsschutz oder einer anderen Art des indivi-
duellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaft-
pflicht informiert. Diese Meldung ist einmal jährlich zu
erneuern, wenn der Dienstleister beabsichtigt, während des
betreffenden Jahres vorübergehend oder gelegentlich Dienstleis-
tungen in dem Mitgliedstaat zu erbringen. Der Dienstleister
kann die Meldung in beliebiger Form vornehmen.

(2) Darüber hinaus können die Mitgliedstaaten fordern, dass,
wenn Dienstleistungen erstmals erbracht werden oder sich eine
wesentliche Änderung gegenüber der in den Dokumenten
bescheinigten Situation ergibt, der Meldung folgende Doku-
mente beigefügt sein müssen:

a) ein Nachweis über die Staatsangehörigkeit des Dienstleisters;

b) eine Bescheinigung darüber, dass der Dienstleister in einem
Mitgliedstaat rechtmäßig zur Ausübung der betreffenden
Tätigkeiten niedergelassen ist und dass ihm die Ausübung
dieser Tätigkeiten zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheini-
gung nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist;

c) ein Berufsqualifikationsnachweis;

d) in den in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b genannten Fällen
ein Nachweis in beliebiger Form darüber, dass der Dienst-
leister die betreffende Tätigkeit während der vorhergehenden
zehn Jahre mindestens zwei Jahre lang ausgeübt hat;

e) im Fall von Berufen im Sicherheitssektor der Nachweis, dass
keine Vorstrafen vorliegen, soweit der Mitgliedstaat diesen
Nachweis von den eigenen Staatsangehörigen verlangt.
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(3) Die Dienstleistung wird unter der Berufsbezeichnung des
Niederlassungsmitgliedstaats erbracht, sofern in diesem Mit-
gliedstaat für die betreffende Tätigkeit eine solche Berufsbe-
zeichnung existiert. Die Berufsbezeichnung wird in der Amts-
sprache oder einer der Amtssprachen des Niederlassungsmitg-
liedstaats geführt, und zwar so, dass keine Verwechslung mit
der Berufsbezeichnung des Aufnahmemitgliedstaats möglich ist.
Falls die genannte Berufsbezeichnung im Niederlassungsmitg-
liedstaat nicht existiert, gibt der Dienstleister seinen Ausbil-
dungsnachweis in der Amtssprache oder einer der Amtsspra-
chen dieses Mitgliedstaats an. In den im Titel III Kapitel III
genannten Fällen wird die Dienstleistung ausnahmsweise unter
der Berufsbezeichnung des Aufnahmemitgliedstaats erbracht.

(4) Im Falle reglementierter Berufe, die die öffentliche
Gesundheit oder Sicherheit berühren und die nicht unter die
automatische Anerkennung gemäß Titel III Kapitel III fallen,
kann die zuständige Behörde im Aufnahmemitgliedstaat bei der
ersten Erbringung einer Dienstleistung die Berufsqualifikationen
des Dienstleisters vor dieser ersten Erbringung nachprüfen. Eine
solche Nachprüfung ist nur möglich, wenn deren Zweck darin
besteht, eine schwerwiegende Beeinträchtigung der Gesundheit
oder Sicherheit des Dienstleistungsempfängers aufgrund einer
mangelnden Berufsqualifikation des Dienstleisters zu verhin-
dern, und sofern sie nicht über das für diesen Zweck erforderli-
che Maß hinausgeht.

Die zuständige Behörde bemüht sich, den Dienstleister binnen
einer Frist von höchstens einem Monat nach Eingang der Mel-
dung und der Begleitdokumente über ihre Entscheidung, seine
Qualifikationen nicht nachzuprüfen, bzw. über das Ergebnis
dieser Nachprüfung zu unterrichten. Sollten Schwierigkeiten
auftreten, die zu einer Verzögerung führen könnten, so unter-
richtet die zuständige Behörde den Dienstleister innerhalb eines
Monats über die Gründe für diese Verzögerung und über den
Zeitplan für eine Entscheidung, die vor Ablauf des zweiten
Monats ab Eingang der vollständigen Unterlagen ergehen muss.

Besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen der beruflichen
Qualifikation des Dienstleisters und der im Aufnahmemitglied-
staat geforderten Ausbildung und ist dieser so groß, dass dies
der öffentlichen Gesundheit oder Sicherheit abträglich ist, muss
der Aufnahmemitgliedstaat dem Dienstleister die Möglichkeit
geben, nachzuweisen — insbesondere durch eine Eignungsprü-
fung —, dass er die fehlenden Kenntnisse und Fähigkeiten
erworben hat. In jedem Fall muss die Erbringung der Dienstleis-
tung innerhalb des Monats erfolgen können, der auf die nach
Unterabsatz 2 getroffene Entscheidung folgt.

Bleibt eine Reaktion der zuständigen Behörde binnen der in
den vorhergehenden Unterabsätzen festgesetzten Fristen aus, so
darf die Dienstleistung erbracht werden.

In den Fällen, in denen die Qualifikationen gemäß diesem
Absatz nachgeprüft worden sind, erfolgt die Erbringung der
Dienstleistung unter der Berufsbezeichnung des Aufnahmemitg-
liedstaats.

Artikel 8

Verwaltungszusammenarbeit

(1) Die zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats
können von den zuständigen Behörden des Niederlassungsmitg-
liedstaats für jede Erbringung einer Dienstleistung alle Informa-
tionen über die Rechtmäßigkeit der Niederlassung und die gute
Führung des Dienstleisters anfordern sowie Informationen darü-
ber, dass keine berufsbezogenen disziplinarischen oder straf-
rechtlichen Sanktionen vorliegen. Die zuständigen Behörden
des Niederlassungsmitgliedstaats übermitteln diese Informatio-
nen gemäß Artikel 56.

(2) Die zuständigen Behörden sorgen für den Austausch aller
Informationen, die im Falle von Beschwerden eines Dienstleis-
tungsempfängers gegen einen Dienstleister für ein ordnungsge-
mäßes Beschwerdeverfahren erforderlich sind. Der Dienstleis-
tungsempfänger wird über das Ergebnis der Beschwerde unter-
richtet.

Artikel 9

Unterrichtung der Dienstleistungsempfänger

Wird die Dienstleistung unter der Berufsbezeichnung des Nie-
derlassungsmitgliedstaats oder auf der Grundlage des Ausbil-
dungsnachweises des Dienstleisters erbracht, so können die
zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats verlangen,
dass der Dienstleister zusätzlich zur Erfüllung der sonstigen
Informationsanforderungen nach dem Gemeinschaftsrecht dem
Dienstleistungsempfänger jeder oder alle der folgenden Infor-
mationen liefert:

a) falls der Dienstleister in ein Handelsregister oder ein ähnli-
ches öffentliches Register eingetragen ist, das Register, in
das er eingetragen ist, und die Nummer der Eintragung oder
gleichwertige, der Identifikation dienende Angaben aus die-
sem Register;

b) falls die Tätigkeit im Niederlassungsmitgliedstaat zulassungs-
pflichtig ist, den Namen und die Anschrift der zuständigen
Aufsichtsbehörde;

c) die Berufskammern oder vergleichbare Organisationen,
denen der Dienstleister angehört;

d) die Berufsbezeichnung oder, falls eine solche Berufsbezeich-
nung nicht existiert, den Ausbildungsnachweis des Dienst-
leisters und den Mitgliedstaat, in dem die Berufsbezeichnung
verliehen bzw. der Ausbildungsnachweis ausgestellt wurde;

e) falls der Dienstleister eine mehrwertsteuerpflichtige Tätigkeit
ausübt, die Umsatzsteueridentifikationsnummer nach Artikel
22 Absatz 1 der Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17.
Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemes-
sungsgrundlage (1);

f) Einzelheiten zu einem Versicherungsschutz oder einer ande-
ren Art des individuellen oder kollektiven Schutzes in Bezug
auf die Berufshaftpflicht.
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TITEL III

NIEDERLASSUNGSFREIHEIT

KAPITEL I

Allgemeine Regelung für die Anerkennung von Ausbildungs-
nachweisen

Artikel 10

Anwendungsbereich

Dieses Kapitel gilt für alle Berufe, die nicht unter Kapitel II und
III dieses Titels fallen, sowie für die folgenden Fälle, in denen
der Antragsteller aus besonderen und außergewöhnlichen
Gründen die in diesen Kapiteln genannten Voraussetzungen
nicht erfüllt:

a) für die in Anhang IV aufgeführten Tätigkeiten, wenn der
Migrant die Anforderungen der Artikel 17, 18 und 19 nicht
erfüllt,

b) für Ärzte mit Grundausbildung, Fachärzte, Krankenschwes-
tern und Krankenpfleger für allgemeine Pflege, Zahnärzte,
Fachzahnärzte, Tierärzte, Hebammen, Apotheker und Archi-
tekten, wenn der Migrant die Anforderungen der tatsächli-
chen und rechtmäßigen Berufspraxis gemäß den Artikeln
23, 27, 33, 37, 39, 43 und 49 nicht erfüllt,

c) für Architekten, wenn der Migrant über einen Ausbildungs-
nachweis verfügt, der nicht in Anhang V Nummer 5.7. auf-
geführt ist,

d) unbeschadet des Artikels 21 Absatz 1 und der Artikel 23
und 27 für Ärzte, Krankenschwestern und Krankenpfleger,
Zahnärzte, Tierärzte, Hebammen, Apotheker und Architek-
ten, die über einen Ausbildungsnachweis für eine Speziali-
sierung verfügen, der nach der Ausbildung zum Erwerb
einer der in Anhang V Nummern 5.1.1., 5.2.2., 5.3.2.,
5.4.2., 5.5.2., 5.6.2. und 5.7.1 aufgeführten Bezeichnungen
erworben worden sein muss, und zwar ausschließlich zum
Zwecke der Anerkennung der betreffenden Spezialisierung,

e) für Krankenschwestern und Krankenpfleger für allgemeine
Pflege und für spezialisierte Krankenschwestern und Kran-
kenpfleger, die über einen Ausbildungsnachweis für eine
Spezialisierung verfügen, der nach der Ausbildung zum
Erwerb einer der in Anhang V Nummer 5.2.2. aufgeführten
Bezeichnungen erworben wurde, wenn der Migrant die
Anerkennung in einem anderen Mitgliedstaat beantragt, in
dem die betreffenden beruflichen Tätigkeiten von speziali-
sierten Krankenschwestern und Krankenpflegern, die keine
Ausbildung für die allgemeine Pflege absolviert haben, aus-
geübt werden,

f) für spezialisierte Krankenschwestern und Krankenpfleger,
die keine Ausbildung für die allgemeine Pflege absolviert
haben, wenn der Migrant die Anerkennung in einem ande-
ren Mitgliedstaat beantragt, in dem die betreffenden berufli-
chen Tätigkeiten von Krankenschwestern und Krankenpfle-
gern für allgemeine Pflege, von spezialisierten Kranken-
schwestern und Krankenpflegern, die keine Ausbildung für
die allgemeine Pflege absolviert haben, oder von spezialisier-

ten Krankenschwestern und Krankenpflegern, die über einen
Ausbildungsnachweis für eine Spezialisierung verfügen, der
nach der Ausbildung zum Erwerb einer der in Anhang V
Nummer 5.2.2. aufgeführten Bezeichnungen erworben
wurde, ausgeübt werden,

g) für Migranten, die die Anforderungen nach Artikel 3 Absatz
3 erfüllen.

Artikel 11

Qualifikationsniveaus

Für die Anwendung von Artikel 13 werden die Berufsqualifika-
tionen den nachstehenden Niveaus wie folgt zugeordnet:

a) Befähigungsnachweis, den eine zuständige Behörde des Her-
kunftsmitgliedstaats, die entsprechend dessen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften benannt wurde, ausstellt

i) entweder aufgrund einer Ausbildung, für die kein Zeug-
nis oder Diplom im Sinne der Buchstaben b, c, d oder e
erteilt wird, oder einer spezifischen Prüfung ohne vorher-
gehende Ausbildung oder aufgrund der Ausübung des
Berufs als Vollzeitbeschäftigung in einem Mitgliedstaat
während drei aufeinander folgender Jahre oder als Teil-
zeitbeschäftigung während eines entsprechenden Zeit-
raums in den letzten zehn Jahren;

ii) oder aufgrund einer allgemeinen Schulbildung von Pri-
mär- oder Sekundarniveau, wodurch dem Inhaber des
Befähigungsnachweises bescheinigt wird, dass er Allge-
meinkenntnisse besitzt.

b) Zeugnis, das nach Abschluss einer Ausbildung auf Sekun-
darniveau erteilt wird,

i) entweder einer allgemein bildenden Sekundarausbildung,
die durch eine Fach- oder Berufsausbildung, die keine
Fach- oder Berufsausbildung im Sinne des von Buchstabe
c ist, und/oder durch ein neben dem Ausbildungsgang
erforderliches Berufspraktikum oder eine solche Berufs-
praxis ergänzt wird;

ii) oder einer technischen oder berufsbildenden Sekundar-
ausbildung, die gegebenenfalls durch eine Fach- oder
Berufsausbildung gemäß Ziffer i und/oder durch ein
neben dem Ausbildungsgang erforderliches Berufsprakti-
kum oder eine solche Berufspraxis ergänzt wird.

c) Diplom, das erteilt wird nach Abschluss

i) einer postsekundären Ausbildung von mindestens einem
Jahr oder einer Teilzeitausbildung von entsprechender
Dauer, die keine postsekundäre Ausbildung im Sinne der
Buchstaben d und e ist und für die im Allgemeinen eine
der Zugangsbedingungen der Abschluss einer zum Uni-
versitäts- oder Hochschulstudium berechtigenden Sekun-
darausbildung oder eine abgeschlossene entsprechende
Schulbildung der Sekundarstufe II ist, sowie der Berufs-
ausbildung, die gegebenenfalls neben der postsekundären
Ausbildung gefordert wird;
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ii) oder — im Falle eines reglementierten Berufs — eines
dem Ausbildungsniveau gemäß Ziffer i entsprechenden
besonders strukturierten in Anhang II enthaltenen Aus-
bildungsgangs, der eine vergleichbare Berufsbefähigung
vermittelt und auf eine vergleichbare berufliche Funktion
und Verantwortung vorbereitet. Das Verzeichnis in
Anhang II kann nach dem in Artikel 58 Absatz 2
genannten Verfahren geändert werden, damit Ausbil-
dungsgängen Rechnung getragen wird, die den Voraus-
setzungen des vorstehenden Satzes genügen.

d) Diplom, das erteilt wird nach Abschluss einer postsekundä-
ren Ausbildung von mindestens drei und höchstens vier Jah-
ren oder einer Teilzeitausbildung von entsprechender Dauer
an einer Universität oder Hochschule oder einer anderen
Ausbildungseinrichtung mit gleichwertigem Ausbildungsni-
veau sowie der Berufsausbildung, die gegebenenfalls neben
dem Studium gefordert wird.

e) Nachweis, mit dem dem Inhaber bestätigt wird, dass er
einen postsekundären Ausbildungsgang von mindestens vier
Jahren oder eine Teilzeitausbildung von entsprechender
Dauer an einer Universität oder einer Hochschule oder in
einer anderen Ausbildungseinrichtung mit gleichwertigem
Niveau und gegebenenfalls die über den postsekundären
Ausbildungsgang hinaus erforderliche berufliche Ausbildung
erfolgreich abgeschlossen hat.

Artikel 12

Gleichgestellte Ausbildungsgänge

Jeder Ausbildungsnachweis oder jede Gesamtheit von Ausbil-
dungsnachweisen, die von einer zuständigen Behörde in einem
Mitgliedstaat ausgestellt wurde, sofern sie eine in der Gemein-
schaft erworbene Ausbildung abschließen und von diesem Mit-
gliedstaat als gleichwertig anerkannt werden und in Bezug auf
die Aufnahme oder Ausübung eines Berufs dieselben Rechte
verleihen oder auf die Ausübung dieses Berufs vorbereiten, sind
Ausbildungsnachweisen nach Artikel 11 gleichgestellt, auch in
Bezug auf das entsprechende Niveau.

Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind solchen Aus-
bildungsnachweisen Berufsqualifikationen gleichgestellt, die
zwar nicht den Erfordernissen der Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften des Herkunftsmitgliedstaats für die Aufnahme oder
Ausübung eines Berufs entsprechen, ihrem Inhaber jedoch
erworbene Rechte gemäß diesen Vorschriften verleihen. Dies
gilt insbesondere, wenn der Herkunftsmitgliedstaat das Niveau
der Ausbildung, die für die Zulassung zu einem Beruf oder für
dessen Ausübung erforderlich ist, hebt und wenn eine Person,
die zuvor eine Ausbildung durchlaufen hat, die nicht den Erfor-
dernissen der neuen Qualifikation entspricht, aufgrund nationa-
ler Rechts- oder Verwaltungsvorschriften erworbene Rechte
besitzt; in einem solchen Fall stuft der Aufnahmemitgliedstaat
zur Anwendung von Artikel 13 diese zuvor durchlaufene Aus-
bildung als dem Niveau der neuen Ausbildung entsprechend
ein.

Artikel 13

Anerkennungsbedingungen

(1) Wird die Aufnahme oder Ausübung eines reglementier-
ten Berufs in einem Aufnahmemitgliedstaat von dem Besitz
bestimmter Berufsqualifikationen abhängig gemacht, so gestat-
tet die zuständige Behörde dieses Mitgliedstaats den Antragstel-
lern, die den Befähigungs- oder Ausbildungsnachweis besitzen,
der in einem anderen Mitgliedstaat erforderlich ist, um in des-
sen Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur Aufnahme und Ausübung
dieses Berufs zu erhalten, die Aufnahme oder Ausübung dieses
Berufs unter denselben Voraussetzungen wie Inländern.

Die Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise müssen

a) in einem Mitgliedstaat von einer entsprechend dessen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften benannten zuständigen
Behörde ausgestellt worden sein;

b) bescheinigen, dass das Berufsqualifikationsniveau des Inha-
bers zumindest unmittelbar unter dem Niveau nach Artikel
11 liegt, das der Aufnahmemitgliedstaat fordert.

(2) Die Aufnahme und die Ausübung eines Berufs gemäß
Absatz 1 müssen dem Antragsteller ebenfalls gestattet werden,
wenn er diesen Beruf vollzeitlich zwei Jahre lang in den vorher-
gehenden zehn Jahren in einem anderen Mitgliedstaat, der die-
sen Beruf nicht reglementiert, ausgeübt hat, sofern er im Besitz
eines oder mehrerer Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise
ist.

Die Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise müssen

a) in einem Mitgliedstaat von einer entsprechend dessen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften benannten zuständigen
Behörde ausgestellt worden sein;

b) bescheinigen, dass das Berufsqualifikationsniveau des Inha-
bers zumindest unmittelbar unter dem Niveau nach Artikel
11 liegt, das der Aufnahmemitgliedstaat fordert;

c) bescheinigen, dass der Inhaber auf die Ausübung des betreff-
enden Berufs vorbereitet wurde.

Die in Unterabsatz 1 genannte zweijährige Berufserfahrung darf
nicht gefordert werden, wenn der Ausbildungsnachweis des
Antragstellers eine reglementierte Ausbildung im Sinne des
Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe d der Qualifikationsniveaus
gemäß Artikel 11 Buchstaben b, c, d oder e abschließt. Als reg-
lementierte Ausbildungen werden die in Anhang III aufgeführ-
ten Ausbildungsgänge des Niveaus nach Artikel 11 Buchstabe c
betrachtet. Das Verzeichnis in Anhang III kann nach dem in
Artikel 58 Absatz 2 genannten Verfahren geändert werden,
damit reglementierten Ausbildungsgängen Rechnung getragen
wird, die eine vergleichbare Berufsbefähigung vermitteln und
auf eine vergleichbare berufliche Verantwortung und Funktion
vorbereiten.
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(3) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2
Buchstabe b gewährt der Aufnahmemitgliedstaat den Zugang
zu einem reglementierten Beruf und erlaubt dessen Ausübung,
wenn in seinem Hoheitsgebiet für den Zugang zu diesem Beruf
ein Ausbildungsnachweis verlangt wird, der eine Hochschul-
oder Universitätsausbildung von vier Jahren abschließt, und der
Antragsteller über einen Ausbildungsnachweis des Niveaus
gemäß Artikel 11 Buchstabe c verfügt.

Artikel 14

Ausgleichsmaßnahmen

(1) Artikel 13 hindert den Aufnahmemitgliedstaat nicht
daran, in einem der nachstehenden Fälle vom Antragsteller zu
verlangen, dass er einen höchstens dreijährigen Anpassungs-
lehrgang absolviert oder eine Eignungsprüfung ablegt:

a) wenn die Ausbildungsdauer, die er gemäß Artikel 13 Absatz
1 oder 2 nachweist, mindestens ein Jahr unter der im Auf-
nahmemitgliedstaat geforderten Ausbildungsdauer liegt;

b) wenn seine bisherige Ausbildung sich auf Fächer bezieht,
die sich wesentlich von denen unterscheiden, die durch den
Ausbildungsnachweis abgedeckt werden, der im Aufnahme-
mitgliedstaat vorgeschrieben ist;

c) wenn der reglementierte Beruf im Aufnahmemitgliedstaat
eine oder mehrere reglementierte berufliche Tätigkeiten
umfasst, die im Herkunftsmitgliedstaat des Antragstellers
nicht Bestandteil des entsprechenden reglementierten Berufs
im Sinne des Artikels 4 Absatz 2 sind, und wenn dieser
Unterschied in einer besonderen Ausbildung besteht, die im
Aufnahmemitgliedstaat gefordert wird und sich auf Fächer
bezieht, die sich wesentlich von denen unterscheiden, die
von dem Befähigungs- oder Ausbildungsnachweis abgedeckt
werden, den der Antragsteller vorlegt.

(2) Wenn der Aufnahmemitgliedstaat von der Möglichkeit
nach Absatz 1 Gebrauch macht, muss er dem Antragsteller die
Wahl zwischen dem Anpassungslehrgang und der Eignungsprü-
fung lassen.

Wenn ein Mitgliedstaat es für erforderlich hält, für einen be-
stimmten Beruf vom Grundsatz der Wahlmöglichkeit des
Antragstellers nach Unterabsatz 1 zwischen Anpassungslehr-
gang und Eignungsprüfung abzuweichen, unterrichtet er vorab
die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission davon und
begründet diese Abweichung in angemessener Weise.

Wenn die Kommission nach Erhalt aller nötigen Informationen
zu der Ansicht gelangt, dass die in Unterabsatz 2 bezeichnete
Abweichung nicht angemessen ist oder nicht dem Gemein-
schaftsrecht entspricht, fordert sie den betreffenden Mitglied-
staat binnen drei Monaten auf, von der geplanten Maßnahme
Abstand zu nehmen. Wenn die Kommission innerhalb dieser
Frist nicht tätig wird, darf der Mitgliedstaat von der Wahlfrei-
heit abweichen.

(3) Abweichend vom Grundsatz der freien Wahl des Antrag-
stellers nach Absatz 2 kann der Aufnahmemitgliedstaat bei
Berufen, deren Ausübung eine genaue Kenntnis des einzelstaat-
lichen Rechts erfordert und bei denen Beratung und/oder Bei-

stand in Bezug auf das einzelstaatliche Recht ein wesentlicher
und beständiger Teil der Berufsausübung ist, entweder einen
Anpassungslehrgang oder eine Eignungsprüfung vorschreiben.

Dies gilt auch für die Fälle nach Artikel 10 Buchstaben b und c,
für die Fälle nach Artikel 10 Buchstabe d — betreffend Ärzte
und Zahnärzte —, für die Fälle nach Artikel 10 Buchstabe f —
wenn der Migrant die Anerkennung in einem anderen Mitglied-
staat beantragt, in dem die betreffenden beruflichen Tätigkeiten
von Krankenschwestern und Krankenpflegern für allgemeine
Pflege oder von spezialisierten Krankenschwestern und Kran-
kenpflegern, die über einen Ausbildungsnachweis für eine Spe-
zialisierung verfügen, der nach der Ausbildung zur Erlangung
einer der in Anhang V Nummer 5.2.2. aufgeführten Berufsbe-
zeichnungen erworben wurde, ausgeübt werden — sowie für
die Fälle nach Artikel 10 Buchstabe g.

In den Fällen nach Artikel 10 Buchstabe a kann der Aufnahme-
mitgliedstaat einen Anpassungslehrgang oder eine Eignungsprü-
fung verlangen, wenn Tätigkeiten als Selbstständiger oder als
Betriebsleiter ausgeübt werden sollen, die die Kenntnis und die
Anwendung der geltenden spezifischen innerstaatlichen Vor-
schriften erfordern, soweit die zuständige Behörde des Aufnah-
memitgliedstaats für die eigenen Staatsangehörigen die Kennt-
nis und die Anwendung dieser innerstaatlichen Vorschriften für
den Zugang zu den Tätigkeiten vorschreibt.

(4) Für die Zwecke der Anwendung des Absatzes 1 Buchsta-
ben b und c sind unter „Fächer, die sich wesentlich unterschei-
den“, jene Fächer zu verstehen, deren Kenntnis eine wesentliche
Voraussetzung für die Ausübung des Berufs ist und bei denen
die bisherige Ausbildung des Migranten bedeutende Abwei-
chungen hinsichtlich Dauer oder Inhalt gegenüber der im Auf-
nahmemitgliedstaat geforderten Ausbildung aufweist.

(5) Bei der Anwendung des Absatzes 1 ist nach dem Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit zu verfahren. Insbesondere muss
der Aufnahmemitgliedstaat, wenn er beabsichtigt, dem Antrag-
steller einen Anpassungslehrgang oder eine Eignungsprüfung
aufzuerlegen, zunächst prüfen, ob die vom Antragsteller im
Rahmen seiner Berufspraxis in einem Mitgliedstaat oder einen
Drittland erworbenen Kenntnisse den wesentlichen Unterschied
nach Absatz 4 ganz oder teilweise ausgleichen können.

Artikel 15

Befreiung von Ausgleichsmaßnahmen auf der Grundlage
gemeinsamer Plattformen

(1) Für die Zwecke dieses Artikels bezeichnet der Ausdruck
„gemeinsame Plattformen“ eine Reihe von Kriterien in Bezug
auf Berufsqualifikationen, die geeignet sind, wesentliche Unter-
schiede, die zwischen den Ausbildungsanforderungen der ver-
schiedenen Mitgliedstaaten für einen bestimmten Beruf festge-
stellt wurden, auszugleichen. Diese wesentlichen Unterschiede
werden durch einen Vergleich von Dauer und Inhalt der Ausbil-
dung in mindestens zwei Dritteln der Mitgliedstaaten, ein-
schließlich all jener Mitgliedstaaten, die diesen Beruf reglemen-
tieren, ermittelt. Die Unterschiede im Inhalt der Ausbildung
können durch wesentliche Unterschiede im Umfang der berufli-
chen Tätigkeiten begründet sein.
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(2) Gemeinsame Plattformen gemäß Absatz 1 können der
Kommission von den Mitgliedstaaten oder von auf nationaler
oder europäischer Ebene repräsentativen Berufsverbänden oder
-organisationen vorgelegt werden. Ist die Kommission nach
Anhörung der Mitgliedstaaten der Auffassung, dass ein Entwurf
einer gemeinsamen Plattform die gegenseitige Anerkennung
von Berufsqualifikationen erleichtert, so kann sie Entwürfe für
Maßnahmen vorlegen, damit diese nach dem in Artikel 58
Absatz 2 genannten Verfahren angenommen werden.

(3) Erfüllen die Berufsqualifikationen des Antragstellers die
Kriterien, die in den gemäß Absatz 2 angenommenen Maßnah-
men vorgegeben sind, so verzichtet der Aufnahmemitgliedstaat
auf die Anwendung von Ausgleichsmaßnahmen gemäß Artikel
14.

(4) Die Absätze 1 bis 3 berühren weder die Zuständigkeit
der Mitgliedstaaten für die Festlegung der für die Ausübung der
Berufe in ihrem Hoheitsgebiet erforderlichen Berufsqualifikatio-
nen noch den Inhalt und die Organisation ihrer Systeme für die
allgemeine und berufliche Bildung.

(5) Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass die in einer
Maßnahme gemäß Absatz 2 festgelegten Kriterien hinsichtlich
der Berufsqualifikationen keine hinreichenden Garantien mehr
bieten, so unterrichtet er die Kommission davon; diese legt
nach dem Verfahren gemäß Artikel 58 Absatz 2 gegebenenfalls
einen Entwurf einer Maßnahme vor.

(6) Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parla-
ment und dem Rat bis zum 20. Oktober 2010 einen Bericht
über die Anwendung dieses Artikels und erforderlichenfalls
geeignete Vorschläge zu seiner Änderung.

KAPITEL II

Anerkennung der Berufserfahrung

Artikel 16

Erfordernisse in Bezug auf die Berufserfahrung

Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme einer der in Anhang
IV genannten Tätigkeiten oder ihre Ausübung vom Besitz all-
gemeiner, kaufmännischer oder fachlicher Kenntnisse und Fer-
tigkeiten abhängig gemacht, so erkennt der betreffende Mit-
gliedstaat als ausreichenden Nachweis für diese Kenntnisse und
Fertigkeiten die vorherige Ausübung der betreffenden Tätigkeit
in einem anderen Mitgliedstaat an. Die Tätigkeit muss gemäß
den Artikeln 17, 18 und 19 ausgeübt worden sein.

Artikel 17

Tätigkeiten nach Anhang IV Verzeichnis I

(1) Im Falle der in Anhang IV Verzeichnis I aufgeführten
Tätigkeiten muss die betreffende Tätigkeit zuvor wie folgt aus-
geübt worden sein:

a) als ununterbrochene sechsjährige Tätigkeit als Selbstständi-
ger oder als Betriebsleiter; oder

b) als ununterbrochene dreijährige Tätigkeit als Selbstständiger
oder als Betriebsleiter, wenn die begünstigte Person für die
betreffende Tätigkeit eine mindestens dreijährige vorherige
Ausbildung nachweist, die durch ein staatlich anerkanntes
Zeugnis bescheinigt oder von einer zuständigen Berufsorga-
nisation als vollwertig anerkannt ist; oder

c) als ununterbrochene vierjährige Tätigkeit als Selbstständiger
oder als Betriebsleiter, wenn die begünstigte Person für die
betreffende Tätigkeit eine mindestens zweijährige vorherige
Ausbildung nachweisen kann, die durch ein staatlich aner-
kanntes Zeugnis bescheinigt oder von einer zuständigen
Berufsorganisation als vollwertig anerkannt ist; oder

d) als ununterbrochene dreijährige Tätigkeit als Selbstständiger,
wenn die begünstigte Person für die betreffende Tätigkeit
eine mindestens fünfjährige Tätigkeit als abhängig Beschäf-
tigter nachweisen kann; oder

e) als ununterbrochene fünfjährige Tätigkeit in leitender Stel-
lung, davon eine mindestens dreijährige Tätigkeit mit techni-
schen Aufgaben und mit der Verantwortung für mindestens
eine Abteilung des Unternehmens, wenn die begünstigte
Person für die betreffende Tätigkeit eine mindestens dreijäh-
rige Ausbildung nachweisen kann, die durch ein staatlich
anerkanntes Zeugnis bescheinigt oder von einer zuständigen
Berufsorganisation als vollwertig anerkannt ist.

(2) In den Fällen der Buchstaben a und d darf die Beendi-
gung dieser Tätigkeit nicht mehr als zehn Jahre zurückliegen,
gerechnet ab dem Zeitpunkt der Einreichung des vollständigen
Antrags der betroffenen Person bei der zuständigen Behörde
nach Artikel 56.

(3) Auf Tätigkeiten der Gruppe Ex 855 (Frisiersalons) der
ISIC-Systematik findet Absatz 1 Buchstabe e keine Anwendung.

Artikel 18

Tätigkeiten nach Anhang IV Verzeichnis II

(1) Im Falle der in Anhang IV Verzeichnis II aufgeführten
Tätigkeiten muss die betreffende Tätigkeit zuvor wie folgt aus-
geübt worden sein:

a) als ununterbrochene fünfjährige Tätigkeit als Selbstständiger
oder als Betriebsleiter; oder

b) als ununterbrochene dreijährige Tätigkeit als Selbstständiger
oder als Betriebsleiter, wenn die begünstigte Person für die
betreffende Tätigkeit eine mindestens dreijährige vorherige
Ausbildung nachweist, die durch ein staatlich anerkanntes
Zeugnis bescheinigt oder von einer zuständigen Berufsorga-
nisation als vollwertig anerkannt ist; oder
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c) als ununterbrochene vierjährige Tätigkeit als Selbstständiger
oder als Betriebsleiter, wenn die begünstigte Person für die
betreffende Tätigkeit eine mindestens zweijährige vorherige
Ausbildung nachweisen kann, die durch ein staatlich aner-
kanntes Zeugnis bescheinigt oder von einer zuständigen
Berufsorganisation als vollwertig anerkannt ist; oder

d) als ununterbrochene dreijährige Tätigkeit als Selbstständiger
oder Betriebsleiter, wenn die begünstigte Person in der
betreffenden Tätigkeit eine mindestens fünfjährige Tätigkeit
als abhängig Beschäftigter nachweisen kann; oder

e) als ununterbrochene fünfjährige Tätigkeit als abhängig
Beschäftigter, wenn die begünstigte Person für die betref-
fende Tätigkeit eine mindestens dreijährige vorherige Ausbil-
dung nachweisen kann, die durch ein staatlich anerkanntes
Zeugnis bescheinigt oder von einer zuständigen Berufsorga-
nisation als vollwertig anerkannt ist; oder

f) als ununterbrochene sechsjährige Tätigkeit als abhängig
Beschäftigter, wenn die begünstigte Person für die betref-
fende Tätigkeit eine mindestens zweijährige vorherige Aus-
bildung nachweisen kann, die durch ein staatlich anerkann-
tes Zeugnis bescheinigt oder von einer zuständigen Berufs-
organisation als vollwertig anerkannt ist.

(2) In den Fällen der Buchstaben a und d darf die Beendi-
gung dieser Tätigkeit nicht mehr als zehn Jahre zurückliegen,
gerechnet ab dem Zeitpunkt der Einreichung des vollständigen
Antrags der betroffenen Person bei der zuständigen Behörde
nach Artikel 56.

Artikel 19

Tätigkeiten nach Anhang IV Verzeichnis III

(1) Im Falle der in Anhang IV Verzeichnis III aufgeführten
Tätigkeiten muss die betreffende Tätigkeit zuvor wie folgt aus-
geübt worden sein:

a) als ununterbrochene dreijährige Tätigkeit entweder als
Selbstständiger oder als Betriebsleiter; oder

b) als ununterbrochene zweijährige Tätigkeit als Selbstständiger
oder als Betriebsleiter, wenn die begünstigte Person für die
betreffende Tätigkeit eine vorherige Ausbildung nachweisen
kann, die durch ein staatlich anerkanntes Zeugnis beschei-
nigt oder von einer zuständigen Berufsorganisation als voll-
wertig anerkannt ist; oder

c) als ununterbrochene zweijährige Tätigkeit als Selbstständiger
oder als Betriebsleiter, wenn die begünstigte Person nach-
weist, dass sie die betreffende Tätigkeit mindestens drei Jahre
als abhängig Beschäftigter ausgeübt hat; oder

d) als ununterbrochene dreijährige Tätigkeit als abhängig
Beschäftigter, wenn die begünstigte Person für die betref-
fende Tätigkeit eine vorherige Ausbildung nachweisen kann,

die durch ein staatlich anerkanntes Zeugnis bescheinigt oder
von einer zuständigen Berufsorganisation als vollwertig
anerkannt ist.

(2) In den Fällen der Buchstaben a und c darf die Beendi-
gung dieser Tätigkeit nicht mehr als zehn Jahre zurückliegen,
gerechnet ab dem Zeitpunkt der Einreichung des vollständigen
Antrags der betroffenen Person bei der zuständigen Behörde
nach Artikel 56.

Artikel 20

Änderung der Verzeichnisse der Tätigkeiten in Anhang IV

Die Verzeichnisse der Tätigkeiten in Anhang IV, für die die
Berufserfahrung nach Artikel 16 anerkannt wird, können
gemäß dem Verfahren nach Artikel 58 Absatz 2 geändert wer-
den, um die Systematik zu aktualisieren oder klarzustellen,
vorausgesetzt, dass dies nicht zu Veränderungen bei den Tätig-
keiten führt, auf die sich die einzelnen Kategorien beziehen.

KAPITEL III

Anerkennung auf der Grundlage der Koordinierung der Min-
destanforderungen an die Ausbildung

A b sch ni t t 1

A l l g e m e i n e Be st i m m u n g e n

Artikel 21

Grundsatz der automatischen Anerkennung

(1) Jeder Mitgliedstaat erkennt die in Anhang V unter den
Nummern 5.1.1., 5.1.2., 5.2.2., 5.3.2., 5.3.3., 5.4.2., 5.6.2. und
5.7.1. aufgeführten Ausbildungsnachweise an, die die Mindest-
anforderungen für die Ausbildung nach den Artikeln 24, 25,
31, 34, 35, 38, 44 und 46 erfüllen und die Aufnahme der
beruflichen Tätigkeiten des Arztes mit Grundausbildung und
des Facharztes, der Krankenschwester und des Krankenpflegers
für allgemeine Pflege, des Zahnarztes und Fachzahnarztes, des
Tierarztes, des Apothekers und des Architekten gestatten, und
verleiht diesen Nachweisen in Bezug auf die Aufnahme und
Ausübung der beruflichen Tätigkeiten in seinem Hoheitsgebiet
dieselbe Wirkung wie den von ihm ausgestellten Ausbildungs-
nachweisen.

Diese Ausbildungsnachweise müssen von den zuständigen Stel-
len der Mitgliedstaaten ausgestellt und gegebenenfalls mit den
Bescheinigungen versehen sein, die in Anhang V unter den
Nummern 5.1.1., 5.1.2., 5.2.2., 5.3.2., 5.3.3., 5.4.2., 5.6.2.
bzw. 5.7.1. aufgeführt sind.

Die Bestimmungen der Unterabsätze 1 und 2 gelten unbescha-
det der erworbenen Rechte nach den Artikeln 23, 27, 33, 37,
39 und 49.
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(2) Jeder Mitgliedstaat erkennt im Hinblick auf die Ausübung
des Berufs des praktischen Arztes im Rahmen seines Sozialver-
sicherungssystems die in Anhang V Nummer 5.1.4. aufgeführ-
ten Ausbildungsnachweise an, die andere Mitgliedstaaten den
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten unter Beachtung der
Mindestanforderungen an die Ausbildung nach Artikel 28 aus-
gestellt haben.

Die Bestimmung des Unterabsatzes 1 gilt unbeschadet der
erworbenen Rechte nach Artikel 30.

(3) Jeder Mitgliedstaat erkennt die in Anhang V Nummer
5.5.2. aufgeführten Ausbildungsnachweise der Hebamme an,
die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten von anderen Mitglied-
staaten ausgestellt wurden und die den Mindestanforderungen
nach Artikel 40 und den Modalitäten im Sinne von Artikel 41
entsprechen, und verleiht ihnen in seinem Hoheitsgebiet in
Bezug auf die Aufnahme und Ausübung der beruflichen Tätig-
keiten dieselbe Wirkung wie den von ihm ausgestellten Ausbil-
dungsnachweisen. Diese Bestimmung gilt unbeschadet der
erworbenen Rechte nach Artikel 23 und 43.

(4) Die Mitgliedstaaten sind jedoch nicht verpflichtet, Ausbil-
dungsnachweise nach Anhang V Nummer 5.6.2. für die Errich-
tung von neuen, der Öffentlichkeit zugänglichen Apotheken
zuzulassen. Als solche gelten im Sinne dieses Absatzes auch
Apotheken, die zu einem weniger als drei Jahre zurückliegen-
den Zeitpunkt eröffnet wurden.

(5) Die in Anhang V Nummer 5.7.1. aufgeführten Ausbil-
dungsnachweise des Architekten, die Gegenstand einer automa-
tischen Anerkennung nach Absatz 1 sind, schließen eine Aus-
bildung ab, die frühestens in dem in diesem Anhang genannten
akademischen Bezugsjahr begonnen hat.

(6) Jeder Mitgliedstaat macht die Aufnahme und Ausübung
der beruflichen Tätigkeiten des Arztes, der Krankenschwester
und des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, des Zahnarztes, des Tierarztes, der Hebamme
und des Apothekers vom Besitz eines in Anhang V Nummern
5.1.1., 5.1.2., 5.1.4., 5.2.2., 5.3.2., 5.3.3., 5.4.2., 5.5.2. bzw.
5.6.2. aufgeführten Ausbildungsnachweises abhängig, der nach-
weist, dass die betreffende Person im Verlauf ihrer Gesamtaus-
bildungszeit die in Artikel 24 Absatz 3, Artikel 31 Absatz 6,
Artikel 34 Absatz 3, Artikel 38 Absatz 3, Artikel 40 Absatz 3
und Artikel 44 Absatz 3 aufgeführten Kenntnisse und Fähigkei-
ten erworben hat.

Die Verzeichnisse der Kenntnisse und Fähigkeiten nach Artikel
24 Absatz 3, Artikel 31 Absatz 6, Artikel 34 Absatz 3, Artikel
38 Absatz 3, Artikel 40 Absatz 3 und Artikel 44 Absatz 3 kön-
nen zur Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen
Fortschritt nach dem in Artikel 58 Absatz 2 genannten Verfah-
ren geändert werden.

Diese Aktualisierung darf für keinen der Mitgliedstaaten eine
Änderung bestehender gesetzlicher Grundsätze der Berufsord-
nung hinsichtlich der Ausbildung und der Bedingungen für den
Zugang natürlicher Personen zu dem Beruf erfordern.

(7) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission die von ihm
erlassenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Aus-
stellung von Ausbildungsnachweisen in den unter dieses Kapitel
fallenden Bereichen mit. Darüber hinaus wird bei Ausbildungs-
nachweisen im Bereich des Abschnitts 8 diese Meldung an die
anderen Mitgliedstaaten gerichtet.

Die Kommission veröffentlicht eine ordnungsgemäße Mittei-
lung der von den Mitgliedstaaten festgelegten Bezeichnungen
der Ausbildungsnachweise sowie gegebenenfalls der Stelle, die
den Ausbildungsnachweis ausstellt, die zusätzliche Bescheini-
gung und die entsprechenden Berufsbezeichnung, die in
Anhang V Nummern 5.1.1., 5.1.2., 5.1.4., 5.2.2., 5.3.2., 5.3.3.,
5.4.2., 5.5.2., 5.6.2. bzw. 5.7.1. aufgeführt sind, im Amtsblatt
der Europäischen Union.

Artikel 22

Gemeinsame Bestimmungen zur Ausbildung

Bei den in den Artikeln 24, 25, 28, 31, 34, 35, 38, 40, 44 und
46 erwähnten Ausbildungen

a) können die Mitgliedstaaten gestatten, dass die Ausbildung
unter von den zuständigen Behörden genehmigten Voraus-
setzungen auf Teilzeitbasis erfolgt; die Behörden stellen
sicher, dass die Gesamtdauer, das Niveau und die Qualität
dieser Ausbildung nicht geringer sind als bei einer Vollzeit-
ausbildung;

b) wird durch allgemeine und berufliche Weiterbildung im Ein-
klang mit den spezifischen Verfahren der einzelnen Mitglied-
staaten gewährleistet, dass Personen, die ihre Ausbildung
abgeschlossen haben, mit der beruflichen Entwicklung so
weit Schritt halten, wie dies für eine sichere und effiziente
berufliche Leistung erforderlich ist.

Artikel 23

Erworbene Rechte

(1) Unbeschadet der spezifischen erworbenen Rechte in den
betreffenden Berufen erkennt jeder Mitgliedstaat bei Staatsange-
hörigen der Mitgliedstaaten als ausreichenden Nachweis deren
von Mitgliedstaaten ausgestellte Ausbildungsnachweise an, die
die Aufnahme des Berufes des Arztes mit Grundausbildung und
des Facharztes, der Krankenschwester und des Krankenpflegers,
die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, des Zahnarz-
tes und des Fachzahnarztes, des Tierarztes, der Hebamme und
des Apothekers gestatten, auch wenn diese Ausbildungsnach-
weise nicht alle Anforderungen an die Ausbildung nach den
Artikeln 24, 25, 31, 34, 35, 38, 40 und 44 erfüllen, sofern
diese Nachweise den Abschluss einer Ausbildung belegen, die
vor den in Anhang V Nummern 5.1.1., 5.1.2., 5.2.2., 5.3.2.,
5.3.3., 5.4.2., 5.5.2. bzw. 5.6.2. aufgeführten Stichtagen begon-
nen wurde, und sofern ihnen eine Bescheinigung darüber beige-
fügt ist, dass der Inhaber während der letzten fünf Jahre vor
Ausstellung der Bescheinigung mindestens drei Jahre lang
ununterbrochen tatsächlich und rechtmäßig die betreffenden
Tätigkeiten ausgeübt hat.
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(2) Dieselben Bestimmungen gelten für auf dem Gebiet der
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik erworbene
Ausbildungsnachweise, die die Aufnahme des Berufes des Arz-
tes mit Grundausbildung und des Facharztes, der Kranken-
schwester und des Krankenpflegers, die für die allgemeine
Pflege verantwortlich sind, des Zahnarztes und des Fachzah-
narztes, des Tierarztes, der Hebamme und des Apothekers
gestatten, auch wenn sie nicht alle Mindestanforderungen an
die Ausbildung gemäß den Artikeln 24, 25, 31, 34, 35, 38, 40
und 44 erfüllen, sofern diese Nachweise den erfolgreichen
Abschluss einer Ausbildung belegen, die

a) im Falle von Ärzten mit Grundausbildung, Krankenschwes-
tern und Krankenpflegern, die für die allgemeine Pflege ver-
antwortlich sind, Zahnärzten mit Grundausbildung und
Fachzahnärzten, Tierärzten, Hebammen und Apothekern
vor dem 3. Oktober 1990 begonnen wurde,

b) im Falle von Fachärzten vor dem 3. April 1992 begonnen
wurde.

Die in Unterabsatz 1 aufgeführten Ausbildungsnachweise
berechtigen zur Ausübung der beruflichen Tätigkeiten im
gesamten Hoheitsgebiet Deutschlands unter denselben Voraus-
setzungen wie die in Anhang V Nummern 5.1.1., 5.1.2., 5.2.2.,
5.3.2., 5.3.3., 5.4.2., 5.5.2. und 5.6.2. aufgeführten Ausbil-
dungsnachweise, die von den zuständigen deutschen Behörden
ausgestellt werden.

(3) Unbeschadet des Artikels 37 Absatz 1 erkennt jeder Mit-
gliedstaat bei den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, deren
Ausbildungsnachweise von der früheren Tschechoslowakei ver-
liehen wurden und die Aufnahme des Berufs des Arztes mit
Grundausbildung und des Facharztes, der Krankenschwester
und des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, des Tierarztes, der Hebamme, des Apothekers
sowie des Architekten gestatten bzw. deren Ausbildung im Falle
der Tschechischen Republik und der Slowakei vor dem 1.
Januar 1993 aufgenommen wurde, diese Ausbildungsnachweise
an, wenn die Behörden eines der beiden genannten Mitglied-
staaten bescheinigen, dass diese Ausbildungsnachweise hinsicht-
lich der Aufnahme und Ausübung des Berufs des Arztes mit
Grundausbildung und des Facharztes, der Krankenschwester
und des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, des Tierarztes, der Hebamme, des Apothekers —
bezüglich der Tätigkeiten nach Artikel 45 Absatz 2 — sowie
des Architekten — bezüglich der Tätigkeiten nach Artikel 48
— in ihrem Hoheitsgebiet die gleiche Rechtsgültigkeit haben
wie die von ihnen verliehenen Ausbildungsnachweise und, im
Falle von Architekten, wie die für diese Mitgliedstaaten in
Anhang VI Nummer 6 aufgeführten Ausbildungsnachweise.

Dieser Bescheinigung muss eine von den gleichen Behörden
ausgestellte Bescheinigung darüber beigefügt sein, dass die
betreffende Person in den fünf Jahren vor Ausstellung der
Bescheinigung mindestens drei Jahre ununterbrochen tatsäch-
lich und rechtmäßig die betreffenden Tätigkeiten in ihrem
Hoheitsgebiet ausgeübt hat.

(4) Bei den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, deren
Ausbildungsnachweise von der früheren Sowjetunion verliehen
wurden und die Aufnahme des Berufs des Arztes mit Grund-
ausbildung und des Facharztes, der Krankenschwester und des
Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verantwortlich

sind, des Zahnarztes, des Fachzahnarztes, des Tierarztes, der
Hebamme, des Apothekers sowie des Architekten gestatten
bzw. deren Ausbildung

a) im Falle Estlands vor dem 20. August 1991,

b) im Falle Lettlands vor dem 21. August 1991,

c) im Falle Litauens vor dem 11. März 1990

aufgenommen wurde, erkennt jeder der Mitgliedstaaten diese
Ausbildungsnachweise an, wenn die Behörden eines der drei
genannten Mitgliedstaaten bescheinigen, dass diese Ausbil-
dungsnachweise hinsichtlich der Aufnahme und Ausübung des
Berufes des Arztes mit Grundausbildung und des Facharztes,
der Krankenschwester und des Krankenpflegers, die für die all-
gemeine Pflege verantwortlich sind, des Zahnarztes, des Fach-
zahnarztes, des Tierarztes, der Hebamme, des Apothekers ——
bezüglich der Tätigkeiten nach Artikel 45 Absatz 2 — sowie
des Architekten — bezüglich der Tätigkeiten nach Artikel 48 -
in ihrem Hoheitsgebiet die gleiche Rechtsgültigkeit haben wie
die von ihnen verliehenen Ausbildungsnachweise und, im Falle
von Architekten, wie die für diese Mitgliedstaaten in Anhang VI
Nummer 6 aufgeführten Ausbildungsnachweise.

Dieser Bescheinigung muss eine von den gleichen Behörden
ausgestellte Bescheinigung darüber beigefügt sein, dass die
betreffende Person in den fünf Jahren vor Ausstellung der
Bescheinigung mindestens drei Jahre ununterbrochen tatsäch-
lich und rechtmäßig die betreffenden Tätigkeiten in ihrem
Hoheitsgebiet ausgeübt hat.

Bei Tierärzten, deren Ausbildungsnachweise von der früheren
Sowjetunion verliehen wurden oder deren Ausbildung im Falle
Estlands vor dem 20. August 1991 aufgenommen wurde, muss
der Bescheinigung nach Unterabsatz 2 eine von den estnischen
Behörden ausgestellte Bescheinigung darüber beigefügt sein,
dass die betreffende Person in den sieben Jahren vor Ausstel-
lung der Bescheinigung mindestens fünf Jahre ununterbrochen
tatsächlich und rechtmäßig die betreffenden Tätigkeiten in
ihrem Hoheitsgebiet ausgeübt hat.

(5) Bei den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, deren
Ausbildungsnachweise vom früheren Jugoslawien verliehen
wurden und die Aufnahme des Berufes des Arztes mit Grund-
ausbildung und des Facharztes, der Krankenschwester und des
Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege verantwortlich
sind, des Zahnarztes, des Fachzahnarztes, des Tierarztes, der
Hebamme, des Apothekers sowie des Architekten gestatten
bzw. deren Ausbildung im Falle Sloweniens vor dem 25. Juni
1991 aufgenommen wurde, erkennt jeder der Mitgliedstaaten
diese Ausbildungsnachweise an, wenn die Behörden des vorge-
nannten Mitgliedstaats bescheinigen, dass diese Ausbildungs-
nachweise hinsichtlich der Aufnahme und Ausübung des Beru-
fes des Arztes mit Grundausbildung und des Facharztes, der
Krankenschwester und des Krankenpflegers, die für die allge-
meine Pflege verantwortlich sind, des Zahnarztes, des Fachzah-
narztes, des Tierarztes, der Hebamme, des Apothekers —
bezüglich der Tätigkeiten nach Artikel 45 Absatz 2 — sowie
des Architekten — bezüglich der Tätigkeiten nach Artikel 48
— in ihrem Hoheitsgebiet die gleiche Rechtsgültigkeit haben
wie die von ihnen verliehenen Ausbildungsnachweise und, im
Falle von Architekten, wie die für diesen Mitgliedstaat in
Anhang VI Nummer 6 aufgeführten Ausbildungsnachweise.
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Dieser Bescheinigung muss eine von den gleichen Behörden
ausgestellte Bescheinigung darüber beigefügt sein, dass die
betreffende Person in den fünf Jahren vor Ausstellung der
Bescheinigung mindestens drei Jahre ununterbrochen tatsäch-
lich und rechtmäßig die betreffenden Tätigkeiten in ihrem
Hoheitsgebiet ausgeübt hat.

(6) Jeder Mitgliedstaat erkennt bei Staatsangehörigen der
Mitgliedstaaten als ausreichenden Nachweis deren Ausbildungs-
nachweise des Arztes, der Krankenschwester und des Kranken-
pflegers, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, des
Zahnarztes, des Tierarztes, der Hebamme und des Apothekers
an, auch wenn sie den in Anhang V Nummern 5.1.1., 5.1.2.,
5.1.3., 5.1.4., 5.2.2., 5.3.2., 5.3.3., 5.4.2., 5.5.2. bzw. 5.6.2. auf-
geführten Bezeichnungen nicht entsprechen, sofern ihnen eine
von den zuständigen Behörden oder Stellen ausgestellte
Bescheinigung beigefügt ist.

Die Bescheinigung im Sinne des Unterabsatzes 1 gilt als Nach-
weis, dass diese Ausbildungsnachweise den erforderlichen
Abschluss einer Ausbildung bescheinigen, die den in den Arti-
keln 24, 25, 28, 31, 34, 35, 38, 40 und 44 genannten Bestim-
mungen entspricht, und dass sie von dem Mitgliedstaat, der sie
ausgestellt hat, den Ausbildungsnachweisen gleichgestellt wer-
den, deren Bezeichnungen in Anhang V Nummern 5.1.1.,
5.1.2., 5.1.3., 5.1.4., 5.2.2., 5.3.2., 5.3.3., 5.4.2., 5.5.2. bzw.
5.6.2. aufgeführt sind.

A bsc h ni t t 2

A rzt

Artikel 24

Ärztliche Grundausbildung

(1) Die Zulassung zur ärztlichen Grundausbildung setzt den
Besitz eines Diploms oder eines Prüfungszeugnisses voraus, das
für das betreffende Studium die Zulassung zu den Universitäten
ermöglicht.

(2) Die ärztliche Grundausbildung umfasst mindestens sechs
Jahre oder 5 500 Stunden theoretischen und praktischen Unter-
richts an einer Universität oder unter Aufsicht einer Universität.

Bei Personen, die ihre Ausbildung vor dem 1. Januar 1972
begonnen haben, kann die in Unterabsatz 1 genannte Ausbil-
dung eine praktische Vollzeitausbildung von sechs Monaten auf
Universitätsniveau unter Aufsicht der zuständigen Behörden
umfassen.

(3) Die ärztliche Grundausbildung gewährleistet, dass die
betreffende Person die folgenden Kenntnisse und Fähigkeiten
erwirbt:

a) angemessene Kenntnisse in den Wissenschaften, auf denen
die Medizin beruht, und ein gutes Verständnis für die wis-
senschaftlichen Methoden, einschließlich der Grundsätze der
Messung biologischer Funktionen, der Bewertung wissen-
schaftlich festgestellter Sachverhalte sowie der Analyse von
Daten;

b) angemessene Kenntnisse über die Struktur, die Funktionen
und das Verhalten gesunder und kranker Menschen sowie
über die Einflüsse der physischen und sozialen Umwelt auf
die Gesundheit des Menschen;

c) angemessene Kenntnisse hinsichtlich der klinischen Sachge-
biete und Praktiken, die ihr ein zusammenhängendes Bild
von den geistigen und körperlichen Krankheiten, von der
Medizin unter den Aspekten der Vorbeugung, der Diagnos-
tik und der Therapeutik sowie von der menschlichen Fort-
pflanzung vermitteln;

d) angemessene klinische Erfahrung unter entsprechender Lei-
tung in Krankenhäusern.

Artikel 25

Fachärztliche Weiterbildung

(1) Die Zulassung zur fachärztlichen Weiterbildung setzt
voraus, dass ein sechsjähriges Studium im Rahmen der in Arti-
kel 24 genannten Ausbildung abgeschlossen und als gültig
anerkannt worden ist, mit dem angemessene medizinische
Grundkenntnisse erworben wurden.

(2) Die Weiterbildung zum Facharzt umfasst eine theoreti-
sche und praktische Ausbildung an einem Universitätszentrum,
einer Universitätsklinik oder gegebenenfalls in einer hierzu von
den zuständigen Behörden oder Stellen zugelassenen Einrich-
tung der ärztlichen Versorgung.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die in Anhang V Num-
mer 5.1.3. für die verschiedenen Fachgebiete angegebene Min-
destdauer der Facharztausbildung eingehalten wird. Die Weiter-
bildung erfolgt unter Aufsicht der zuständigen Behörden oder
Stellen. Die Facharztanwärter müssen in den betreffenden
Abteilungen persönlich zur Mitarbeit herangezogen werden
und Verantwortung übernehmen.

(3) Die Weiterbildung erfolgt als Vollzeitausbildung an
besonderen Weiterbildungsstellen, die von den zuständigen
Behörden anerkannt sind. Sie setzt die Beteiligung an sämtli-
chen ärztlichen Tätigkeiten in dem Bereich voraus, in dem die
Weiterbildung erfolgt, einschließlich des Bereitschaftsdienstes,
so dass der in der ärztlichen Weiterbildung befindliche Arzt
während der gesamten Dauer der Arbeitswoche und während
des gesamten Jahres gemäß den von den zuständigen Behörden
festgesetzten Bedingungen seine volle berufliche Tätigkeit dieser
praktischen und theoretischen Weiterbildung widmet. Dement-
sprechend werden diese Stellen angemessen vergütet.

(4) Die Mitgliedstaaten machen die Ausstellung eines Ausbil-
dungsnachweises des Facharztes vom Besitz eines der in
Anhang V Nummer 5.1.1. aufgeführten Ausbildungsnachweise
für die ärztliche Grundausbildung abhängig.

(5) Die in Anhang V Nummer 5.1.3. aufgeführte jeweilige
Mindestdauer der Weiterbildung kann nach dem in Artikel 58
Absatz 2 genannten Verfahren geändert werden, um dem wis-
senschaftlichen und technischen Fortschritt Rechnung zu tra-
gen.
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Artikel 26

Bezeichnungen der fachärztlichen Weiterbildungen

Als Ausbildungsnachweise des Facharztes nach Artikel 21 gel-
ten diejenigen Nachweise, die von einer der in Anhang V Num-
mer 5.1.2. aufgeführten zuständigen Behörden oder Stellen aus-
gestellt sind und hinsichtlich der betreffenden fachärztlichen
Weiterbildung den in den einzelnen Mitgliedstaaten geltenden
Bezeichnungen entsprechen, die in Anhang V Nummer 5.1.2.
aufgeführt sind.

Nach dem in Artikel 58 Absatz 2 genannten Verfahren können
neue medizinische Fachrichtungen, die in mindestens zwei
Fünfteln der Mitgliedstaaten vertreten sind, in Anhang V Num-
mer 5.1.3. aufgenommen werden, um diese Richtlinie entspre-
chend der Entwicklung der nationalen Rechtsvorschriften zu
aktualisieren.

Artikel 27

Besondere erworbene Rechte von Fachärzten

(1) Jeder Aufnahmemitgliedstaat ist berechtigt, von Fachärz-
ten, deren Facharztausbildung auf Teilzeitbasis nach Rechts-
und Verwaltungsvorschriften erfolgte, die am 20. Juni 1975 in
Kraft waren, und die ihre ärztliche Weiterbildung spätestens am
31. Dezember 1983 begonnen haben, neben ihren Ausbil-
dungsnachweisen eine Bescheinigung darüber zu verlangen,
dass sie in den fünf Jahren vor Ausstellung der Bescheinigung
mindestens drei Jahre lang ununterbrochen tatsächlich und
rechtmäßig die betreffende Tätigkeiten ausgeübt haben.

(2) Jeder Mitgliedstaat erkennt den Facharzttitel an, der in
Spanien Ärzten ausgestellt worden ist, die ihre Facharztausbil-
dung vor dem 1. Januar 1995 abgeschlossen haben, auch wenn
sie nicht den Mindestanforderungen nach Artikel 25 entspricht,
sofern diesem Nachweis eine von den zuständigen spanischen
Behörden ausgestellte Bescheinigung beigefügt ist, die bestätigt,
dass die betreffende Person den beruflichen Eignungstest erfolg-
reich abgelegt hat, der im Rahmen der im Königlichen Dekret
1497/99 vorgesehenen außerordentlichen Regulierungsmaß-
nahmen abgenommen wird, um zu überprüfen, ob die betref-
fende Person Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt, die denen der
Ärzte vergleichbar sind, die die Ausbildungsnachweise des
Facharztes besitzen, die für Spanien in Anhang V Nummern
5.1.2. und 5.1.3. aufgeführt sind.

(3) Jeder Mitgliedstaat, der Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften über die Ausstellung von Ausbildungsnachweisen des
Facharztes, die in Anhang V Nummer 5.1.2. und Anhang V
Nummer 5.1.3. aufgeführt sind, aufgehoben und Maßnahmen
in Bezug auf die erworbenen Rechte zugunsten seiner eigenen
Staatsangehörigen getroffen hat, räumt Staatsangehörigen der
anderen Mitgliedstaaten das Recht auf die Inanspruchnahme
derselben Maßnahmen ein, wenn deren Ausbildungsnachweise
vor dem Zeitpunkt ausgestellt wurden, an dem der Aufnahme-

mitgliedstaat die Ausstellung von Ausbildungsnachweisen für
die entsprechende Fachrichtung eingestellt hat.

Der Zeitpunkt der Aufhebung der betreffenden Rechts- und
Verwaltungsvorschriften ist in Anhang V Nummer 5.1.3. aufge-
führt.

Artikel 28

Besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin

(1) Die Zulassung zur besonderen Ausbildung in der Allge-
meinmedizin setzt voraus, dass ein sechsjähriges Studium im
Rahmen der in Artikel 24 genannten Ausbildung abgeschlossen
und als gültig anerkannt worden ist.

(2) Bei der besonderen Ausbildung in der Allgemeinmedizin,
die zum Erwerb von Ausbildungsnachweisen führt, die vor dem
1. Januar 2006 ausgestellt werden, muss es sich um eine min-
destens zweijährige Vollzeitausbildung handeln. Für Ausbil-
dungsnachweise, die ab diesem Datum ausgestellt werden, muss
eine mindestens dreijährige Vollzeitausbildung abgeschlossen
werden.

Umfasst die in Artikel 24 genannte Ausbildung eine praktische
Ausbildung in zugelassenen Krankenhäusern mit entsprechen-
der Ausrüstung und entsprechenden Abteilungen für Allge-
meinmedizin oder eine Ausbildung in einer zugelassenen Allge-
meinpraxis oder einem zugelassenen Zentrum für ärztliche
Erstbehandlung, kann für Ausbildungsnachweise, die ab 1.
Januar 2006 ausgestellt werden, bis zu einem Jahr dieser prakti-
schen Ausbildung auf die in Unterabsatz 1 vorgeschriebene
Ausbildungsdauer angerechnet werden.

Von der in Unterabsatz 2 genannten Möglichkeit können nur
die Mitgliedstaaten Gebrauch machen, in denen die spezifische
Ausbildung in der Allgemeinmedizin am 1. Januar 2001 zwei
Jahre betrug.

(3) Die besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin muss
als Vollzeitausbildung unter der Aufsicht der zuständigen
Behörden oder Stellen erfolgen. Sie ist mehr praktischer als
theoretischer Art.

Die praktische Ausbildung findet zum einen während mindes-
tens sechs Monaten in zugelassenen Krankenhäusern mit ent-
sprechender Ausrüstung und entsprechenden Abteilungen und
zum anderen während mindestens sechs Monaten in zugelasse-
nen Allgemeinpraxen oder in zugelassenen Zentren für Erstbe-
handlung statt.

Sie erfolgt in Verbindung mit anderen Einrichtungen oder
Diensten des Gesundheitswesens, die sich mit Allgemeinmedi-
zin befassen. Unbeschadet der in Unterabsatz 2 genannten Min-
destzeiten kann die praktische Ausbildung jedoch während
eines Zeitraums von höchstens sechs Monaten in anderen zuge-
lassenen Einrichtungen oder Diensten des Gesundheitswesens,
die sich mit Allgemeinmedizin befassen, stattfinden.
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Die Anwärter müssen von den Personen, mit denen sie beruf-
lich arbeiten, persönlich zur Mitarbeit herangezogen werden
und Mitverantwortung übernehmen.

(4) Die Mitgliedstaaten machen die Ausstellung von Ausbil-
dungsnachweisen in der Allgemeinmedizin vom Besitz eines
der in Anhang V Nummer 5.1.1. aufgeführten Ausbildungs-
nachweise für die ärztliche Grundausbildung abhängig.

(5) Die Mitgliedstaaten können die in Anhang V Nummer
5.1.4. aufgeführten Ausbildungsnachweise einem Arzt ausstel-
len, der zwar nicht die Ausbildung nach diesem Artikel absol-
viert hat, der aber anhand eines von den zuständigen Behörden
eines Mitgliedstaates ausgestellten Ausbildungsnachweises eine
andere Zusatzausbildung nachweisen kann. Sie dürfen den Aus-
bildungsnachweis jedoch nur dann ausstellen, wenn damit
Kenntnisse bescheinigt werden, die qualitativ den Kenntnissen
nach Absolvierung der in diesem Artikel vorgesehenen Ausbil-
dung entsprechen.

Die Mitgliedstaaten regeln unter anderem, inwieweit die von
dem Antragsteller absolvierte Zusatzausbildung sowie seine
Berufserfahrung auf die Ausbildung nach diesem Artikel ange-
rechnet werden können.

Die Mitgliedstaaten dürfen den in Anhang V Nummer 5.1.4.
aufgeführten Ausbildungsnachweis nur dann ausstellen, wenn
der Antragsteller mindestens sechs Monate Erfahrung in der
Allgemeinmedizin nachweisen kann, die er nach Absatz 3 in
einer Allgemeinpraxis oder in einem Zentrum für Erstbehand-
lung erworben hat.

Artikel 29

Ausübung der Tätigkeit des praktischen Arztes

Jeder Mitgliedstaat macht vorbehaltlich der Vorschriften über
erworbene Rechte die Ausübung des ärztlichen Berufs als prak-
tischer Arzt im Rahmen seines Sozialversicherungssystems vom
Besitz eines in Anhang V Nummer 5.1.4. aufgeführten Ausbil-
dungsnachweises abhängig.

Von dieser Bedingung können die Mitgliedstaaten jedoch Perso-
nen freistellen, die gerade eine spezifische Ausbildung in der
Allgemeinmedizin absolvieren.

Artikel 30

Besondere erworbene Rechte von praktischen Ärzten

(1) Jeder Mitgliedstaat bestimmt die erworbenen Rechte. Er
muss jedoch das Recht, den ärztlichen Beruf als praktischer
Arzt im Rahmen seines Sozialversicherungssystems auszuüben,
ohne einen in Anhang V Nummer 5.1.4. aufgeführten Ausbil-
dungsnachweis zu besitzen, im Falle solcher Ärzte als erworbe-
nes Recht betrachten, die dieses Recht bis zu dem im oben
genannten Anhang aufgeführten Stichtag aufgrund der Vor-
schriften über den Arztberuf, die die Ausübung der beruflichen
Tätigkeit des Arztes mit Grundausbildung betreffen, erworben
haben und sich bis zu diesem Zeitpunkt unter Inanspruch-
nahme von Artikel 21 oder Artikel 23 im Gebiet des betreffen-
den Mitgliedstaats niedergelassen haben.

Die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaats stellen auf
Antrag eine Bescheinigung aus, mit der den Ärzten, die gemäß
Unterabsatz 1 Rechte erworben haben, das Recht bescheinigt
wird, den ärztlichen Beruf als praktischer Arzt im Rahmen des
betreffenden einzelstaatlichen Sozialversicherungssystems aus-
zuüben, ohne einen in Anhang V Nummer 5.1.4. aufgeführten
Ausbildungsnachweis zu besitzen.

(2) Jeder Mitgliedstaat erkennt die Bescheinigungen nach
Absatz 1 Unterabsatz 2 an, die andere Mitgliedstaaten den
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten ausstellen, und verleiht
ihnen in seinem Hoheitsgebiet dieselbe Wirkung wie den von
ihm ausgestellten Ausbildungsnachweisen, die die Ausübung
des ärztlichen Berufes als praktischer Arzt im Rahmen seines
Sozialversicherungssystems gestatten.

A b sch ni t t 3

Kran k e n s c h w e s t e r n u n d K ran ke n p f l e g e r f ü r al l -
g e m e i n e P f l e ge

Artikel 31

Ausbildung von Krankenschwestern und Krankenpflegern
für allgemeine Pflege

(1) Die Zulassung zur Ausbildung zur Krankenschwester
und zum Krankenpfleger, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, setzt eine zehnjährige allgemeine Schulausbil-
dung voraus, deren erfolgreicher Abschluss durch ein von den
zuständigen Behörden oder Stellen eines Mitgliedstaats ausge-
stelltes Diplom oder Prüfungszeugnis oder durch einen sonsti-
gen Befähigungsnachweis oder durch ein Zeugnis über eine
bestandene Aufnahmeprüfung von gleichwertigem Niveau für
die Schulen für Krankenpflege bescheinigt wird.

(2) Die Ausbildung zur Krankenschwester und zum Kran-
kenpfleger, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind,
erfolgt als Vollzeitausbildung und umfasst mindestens das in
Anhang V Nummer 5.2.1. aufgeführte Programm.

Die Fächerverzeichnisse in Anhang V Nummer 5.2.1. können
zur Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen
Fortschritt nach dem in Artikel 58 Absatz 2 genannten Verfah-
ren geändert werden.

Diese Aktualisierung darf für keinen der Mitgliedstaaten eine
Änderung bestehender gesetzlicher Grundsätze der Berufsord-
nung hinsichtlich der Ausbildung und der Bedingungen für den
Zugang natürlicher Personen zu dem Beruf erfordern.

(3) Die Ausbildung zur Krankenschwester und zum Kran-
kenpfleger für allgemeine Pflege umfasst mindestens drei Jahre
oder 4 600 Stunden theoretischen Unterricht und klinisch-
praktische Unterweisung; die Dauer der theoretischen Ausbil-
dung muss mindestens ein Drittel und die der klinisch-prakti-
schen Unterweisung mindestens die Hälfte der Mindestausbil-
dungsdauer betragen. Ist ein Teil der Ausbildung im Rahmen
anderer Ausbildungsgänge von mindestens gleichwertigem
Niveau erworben worden, so können die Mitgliedstaaten den
betreffenden Personen für Teilbereiche Befreiungen gewähren.
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Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die mit der Ausbil-
dung der Krankenschwestern und Krankenpfleger betrauten
Einrichtungen die Verantwortung dafür übernehmen, dass
Theorie und Praxis für das gesamte Ausbildungsprogramm
koordiniert werden.

(4) Der theoretische Unterricht wird definiert als der Teil der
Krankenpflegeausbildung, in dem die Krankenpflegeschülerin-
nen und Krankenpflegeschüler die Kenntnisse, das Verständnis
sowie die beruflichen Fähigkeiten erwerben, die für die Planung,
Durchführung und Bewertung einer umfassenden Kranken-
pflege notwendig sind. Dieser Unterricht wird in Krankenpfle-
geschulen oder an anderen von der Ausbildungsstätte ausge-
wählten Lernorten von Lehrenden für Krankenpflege oder ande-
ren fachkundigen Personen erteilt.

(5) Die klinisch-praktische Unterweisung wird definiert als
der Teil der Krankenpflegeausbildung, in dem die Krankenpfle-
geschülerinnen und Krankenpflegeschüler als Mitglied eines
Pflegeteams und in unmittelbarem Kontakt mit Gesunden und
Kranken und/oder im Gemeinwesen lernen, anhand ihrer
erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten die erforderliche,
umfassende Krankenpflege zu planen, durchzuführen und zu
bewerten. Die Krankenpflegeschülerinnen und Krankenpflege-
schüler lernen nicht nur, als Mitglieder eines Pflegeteams tätig
zu sein, sondern auch ein Pflegeteam zu leiten und die umfas-
sende Krankenpflege einschließlich der Gesundheitserziehung
für Einzelpersonen und kleine Gruppen im Rahmen der
Gesundheitseinrichtungen oder im Gemeinwesen zu organisie-
ren.

Diese Unterweisung wird in Krankenhäusern und anderen
Gesundheitseinrichtungen sowie im Gemeinwesen unter der
Verantwortung des Krankenpflegelehrpersonals und in Zusam-
menarbeit mit anderen fachkundigen Krankenpflegern bzw. mit
deren Unterstützung durchgeführt. Auch anderes fachkundiges
Personal kann in diesen Unterricht mit einbezogen werden.

Die Krankenpflegeschülerinnen und Krankenpflegeschüler betei-
ligen sich an dem Arbeitsprozess der betreffenden Abteilungen,
soweit diese Tätigkeiten zu ihrer Ausbildung beitragen und es
ihnen ermöglichen, verantwortliches Handeln im Zusammen-
hang mit der Krankenpflege zu erlernen.

(6) Die Ausbildung der Krankenschwester/des Krankenpfle-
gers, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, gewähr-
leistet, dass die betreffende Person die folgenden Kenntnisse
und Fähigkeiten erwirbt:

a) angemessene Kenntnisse in den Wissenschaften, auf denen
die allgemeine Krankenpflege beruht, einschließlich aus-
reichender Kenntnisse über den Organismus, die Körper-
funktionen und das Verhalten des gesunden und des kran-
ken Menschen sowie über die Einflüsse der physischen und
sozialen Umwelt auf die Gesundheit des Menschen;

b) ausreichende Kenntnisse in der Berufskunde und in der
Berufsethik sowie über die allgemeinen Grundsätze der
Gesundheit und der Pflege;

c) eine angemessene klinische Erfahrung; diese muss der Aus-
bildung dienen und unter der Aufsicht von qualifiziertem
Pflegepersonal an Orten erworben werden, die aufgrund

ihrer Ausstattung und wegen des in ausreichender Anzahl
vorhandenen Personals für die Krankenpflege geeignet sind;

d) die Fähigkeit, an der Ausbildung des mit der gesundheitli-
chen Betreuung befassten Personals mitzuwirken, und Erfah-
rung in der Zusammenarbeit mit diesem Personal;

e) Erfahrung in der Zusammenarbeit mit anderen im Gesund-
heitswesen tätigen Berufsangehörigen.

Artikel 32

Ausübung der Tätigkeiten der Krankenschwester und des
Krankenpflegers für allgemeine Pflege

Für die Zwecke dieser Richtlinie sind die Tätigkeiten der Kran-
kenschwester und des Krankenpflegers, die für die allgemeine
Pflege verantwortlich sind, die Tätigkeiten, die unter den in
Anhang V Nummer 5.2.2. aufgeführten Berufsbezeichnungen
ausgeübt werden.

Artikel 33

Besondere erworbene Rechte von Krankenschwestern
und Krankenpflegern für allgemeine Pflege

(1) Die allgemeinen Vorschriften über die erworbenen
Rechte sind auf Krankenschwestern und Krankenpfleger, die für
die allgemeine Pflege verantwortlich sind, nur dann anwendbar,
wenn sich die Tätigkeiten nach Artikel 23 auf die volle Verant-
wortung für die Planung, Organisation und Ausführung der
Krankenpflege des Patienten erstreckt haben.

(2) Auf polnische Ausbildungsnachweise für Krankenschwes-
tern und Krankenpfleger, die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, finden ausschließlich die folgenden Bestimmun-
gen über die erworbenen Rechte Anwendung. Bei den Staatsan-
gehörigen der Mitgliedstaaten, deren Ausbildungsnachweise für
Krankenschwestern und Krankenpfleger, die für die allgemeine
Pflege verantwortlich sind, den Mindestanforderungen an die
Berufsausbildung gemäß Artikel 31 nicht genügen und von
Polen verliehen wurden bzw. deren Ausbildung in Polen vor
dem 1. Mai 2004 aufgenommen wurde, erkennen die Mitglied-
staaten die folgenden Ausbildungsnachweise für Kranken-
schwestern und Krankenpfleger, die für die allgemeine Pflege
verantwortlich sind, an, wenn ihnen eine Bescheinigung darü-
ber beigefügt ist, dass die betreffende Person während der nach-
stehend angegebenen Zeiträume tatsächlich und rechtmäßig
den Beruf der Krankenschwester bzw. des Krankenpflegers, die
für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, in Polen ausgeübt
wie im Folgenden beschrieben hat:

a) Ausbildungsnachweis der Krankenschwester bzw. des Kran-
kenpflegers auf Graduiertenebene (dyplom licencjata pielęg-
niarstwa): in den fünf Jahren vor Ausstellung der Bescheini-
gung mindestens drei Jahre ohne Unterbrechung,

b) Ausbildungsnachweis der Krankenschwester bzw. des Kran-
kenpflegers, mit dem der Abschluss einer an einer medizin-
ischen Fachschule erworbenen postsekundären Ausbildung
bescheinigt wird (dyplom pielęgniarki albo pielęgniarki
dyplomowanej): in den sieben Jahre vor Ausstellung der
Bescheinigung mindestens fünf Jahre ohne Unterbrechung.
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Die genannten Tätigkeiten müssen die volle Verantwortung für
die Planung, die Organisation und die Ausführung der Kranken-
pflege des Patienten umfasst haben.

(3) Die Mitgliedstaaten erkennen die in Polen verliehenen
Ausbildungsnachweise für Krankenschwestern und Kranken-
pfleger, deren Ausbildung vor dem 1. Mai 2004 abgeschlossen
wurde und den Mindestanforderungen an die Berufsausbildung
gemäß Artikel 31 nicht genügte, an, die durch ein „Bakkalau-
reat“-Diplom bescheinigt werden, das auf der Grundlage eines
speziellen Aufstiegsfortbildungsprogramms erworben wurde,
das nach Artikel 11 des Gesetzes vom 20. April 2004 zur
Änderung des Gesetzes über den Beruf der Krankenschwester,
des Krankenpflegers und der Hebamme und zu einigen anderen
Rechtsakten (Amtsblatt der Republik Polen vom 30. April
2004 Nr. 92 Pos. 885) und nach Maßgabe der Verordnung des
Gesundheitsministers vom 11. Mai 2004 über die Ausbildungs-
bedingungen für Krankenschwestern, Krankenpfleger und
Hebammen, die einen Sekundarschulabschluss (Abschluss-
examen — Matura) und eine abgeschlossene medizinische
Schul- und Fachschulausbildung für den Beruf der Kranken-
schwester, des Krankenpflegers und der Hebamme nachweisen
können (Amtsblatt der Republik Polen vom 13. Mai 2004 Nr.
110 Pos. 1170), durchgeführt wurde, um zu überprüfen, ob die
betreffende Person über einen Kenntnisstand und eine Fach-
kompetenz verfügt, die mit denen der Krankenschwestern und
Krankenpfleger vergleichbar sind, die Inhaber der für Polen in
Anhang V Nummer 5.2.2. genannten Ausbildungsnachweise
sind.

A bsc h ni t t 4

Z ahn ärzt e

Artikel 34

Grundausbildung des Zahnarztes

(1) Die Zulassung zur zahnärztlichen Grundausbildung setzt
den Besitz eines Diploms oder Prüfungszeugnisses voraus, das
in einem Mitgliedstaat für das betreffende Studium die Zulas-
sung zu den Universitäten oder den Hochschulen mit aner-
kannt gleichwertigem Niveau ermöglicht.

(2) Die zahnärztliche Grundausbildung umfasst mindestens
fünf Jahre theoretischen und praktischen Unterricht auf Voll-
zeitbasis, der mindestens die im Programm in Anhang V Num-
mer 5.3.1. aufgeführten Fächer umfasst und an einer Universi-
tät, einer Hochschule mit anerkannt gleichwertigem Niveau
oder unter Aufsicht einer Universität erteilt wurde.

Die Fächerverzeichnisse in Anhang V Nummer 5.3.1. können
zur Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen
Fortschritt nach dem in Artikel 58 Absatz 2 genannten Verfah-
ren geändert werden.

Diese Aktualisierung darf für keinen der Mitgliedstaaten eine
Änderung bestehender gesetzlicher Grundsätze der Berufsord-
nung hinsichtlich der Ausbildung und der Bedingungen für den
Zugang natürlicher Personen zu dem Beruf erfordern.

(3) Die zahnärztliche Grundausbildung gewährleistet, dass
die betreffende Person die folgenden Kenntnisse und Fähigkei-
ten erwirbt:

a) angemessene Kenntnisse in den Wissenschaften, auf denen
die Zahnheilkunde beruht, und ein gutes Verständnis für die
wissenschaftlichen Methoden, einschließlich der Grundsätze
der Messung biologischer Funktionen, der Bewertung wis-
senschaftlich festgestellter Sachverhalte sowie der Analyse
von Daten;

b) angemessene Kenntnisse — soweit für die Ausübung der
Zahnheilkunde von Belang — des Körperbaus, der Funktio-
nen und des Verhaltens des gesunden und des kranken Men-
schen sowie des Einflusses der natürlichen und sozialen
Umwelt auf die Gesundheit des Menschen;

c) angemessene Kenntnisse der Struktur und der Funktion der
Zähne, des Mundes, des Kiefers und der dazugehörigen
Gewebe, jeweils in gesundem und in krankem Zustand,
sowie ihr Einfluss auf die allgemeine Gesundheit und das all-
gemeine physische und soziale Wohlbefinden des Patienten;

d) angemessene Kenntnisse der klinischen Disziplinen und
Methoden, die ihr ein zusammenhängendes Bild von den
Anomalien, Beschädigungen und Verletzungen sowie Krank-
heiten der Zähne, des Mundes, des Kiefers und der dazuge-
hörigen Gewebe sowie von der Zahnheilkunde unter dem
Gesichtspunkt der Verhütung und Vorbeugung, der Diag-
nose und Therapie vermitteln;

e) angemessene klinische Erfahrung unter entsprechender Lei-
tung.

Diese Ausbildung vermittelt dem Betroffenen die erforderlichen
Fähigkeiten zur Ausübung aller Tätigkeiten der Verhütung,
Diagnose und Behandlung von Krankheiten der Zähne, des
Mundes, des Kiefers und der dazugehörigen Gewebe.

Artikel 35

Ausbildung zum Fachzahnarzt

(1) Die Zulassung zur fachzahnärztlichen Ausbildung setzt
voraus, dass ein theoretisches und praktisches Studium im Rah-
men der in Artikel 34 genannten Ausbildung abgeschlossen
und als gültig anerkannt worden ist oder dass der Antragsteller
im Besitz der in den Artikeln 23 und 37 genannten Dokumente
ist.

(2) Die fachzahnärztliche Ausbildung umfasst ein theoreti-
sches und praktisches Studium in einem Universitätszentrum,
einem Ausbildungs- und Forschungszentrum oder gegebenen-
falls in einer hierzu von den zuständigen Behörden oder Stellen
zugelassenen Gesundheitseinrichtung.

Fachzahnarztlehrgänge auf Vollzeitbasis dauern mindestens drei
Jahre und stehen unter Aufsicht der zuständigen Behörden oder
Stellen. Die Fachzahnarztanwärter müssen in der betreffenden
Einrichtung persönlich zur Mitarbeit herangezogen werden und
Verantwortung übernehmen.
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Die in Unterabsatz 2 genannte Mindestdauer der Ausbildung
kann nach dem in Artikel 58 Absatz 2 genannten Verfahren
geändert werden, um dem wissenschaftlichen und technischen
Fortschritt Rechnung zu tragen.

(3) Die Mitgliedstaaten machen die Ausstellung eines Ausbil-
dungsnachweises des Fachzahnarztes vom Besitz eines der in
Anhang V Nummer 5.3.2. aufgeführten Ausbildungsnachweise
für die zahnärztliche Grundausbildung abhängig.

Artikel 36

Ausübung der Tätigkeiten des Zahnarztes

(1) Für die Zwecke dieser Richtlinie sind Tätigkeiten des
Zahnarztes die in Absatz 3 definierten Tätigkeiten, die unter
den in Anhang V Nummer 5.3.2. aufgeführten Berufsbezeich-
nungen ausgeübt werden.

(2) Der Beruf des Zahnarztes basiert auf der zahnärztlichen
Ausbildung nach Artikel 34 und stellt einen eigenen Beruf dar,
der sich von dem des Arztes und des Facharztes unterscheidet.
Die Ausübung der Tätigkeiten des Zahnarztes setzt den Besitz
eines in Anhang V Nummer 5.3.2. aufgeführten Ausbildungs-
nachweises voraus. Den Inhabern eines solchen Ausbildungs-
nachweises gleichgestellt sind Personen, die Artikel 23 oder 37
in Anspruch nehmen können.

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Zahnärzte all-
gemein Tätigkeiten der Verhütung, Diagnose und Behandlung
von Anomalien und Krankheiten der Zähne, des Mundes und
der Kiefer und des dazugehörigen Gewebes aufnehmen und
ausüben dürfen, wobei die für den Beruf des Zahnarztes zu den
in Anhang V Nummer 5.3.2. aufgeführten Stichtagen maßgebli-
chen Rechtsvorschriften und Standesregeln einzuhalten sind.

Artikel 37

Erworbene Rechte von Zahnärzten

(1) Jeder Mitgliedstaat erkennt zum Zwecke der Ausübung
der Tätigkeiten des Zahnarztes unter den in Anhang V Num-
mer 5.3.2. aufgeführten Berufsbezeichnungen die Ausbildungs-
nachweise des Arztes an, die in Italien, Spanien, Österreich, der
Tschechischen Republik und der Slowakei Personen ausgestellt
worden sind, die ihre ärztliche Ausbildung spätestens an dem
im oben genannten Anhang für den betreffenden Mitgliedstaat
aufgeführten Stichtag begonnen haben, sofern ihnen eine von
den zuständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaats aus-
gestellte Bescheinigung darüber beigefügt ist.

Aus dieser Bescheinigung muss hervorgehen, dass die beiden
folgenden Bedingungen erfüllt sind:

a) Die betreffende Person hat sich während der letzten fünf
Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung mindestens drei
Jahre lang ununterbrochen tatsächlich und rechtmäßig
sowie hauptsächlich den Tätigkeiten nach Artikel 36 gewid-
met, und

b) die betreffende Person ist berechtigt, diese Tätigkeiten unter
denselben Bedingungen auszuüben wie die Inhaber des für
diesen Mitgliedstaat in Anhang V Nummer 5.3.2. aufgeführ-
ten Ausbildungsnachweises.

Von dem in Unterabsatz 2 Buchstabe a genannten Erfordernis
einer dreijährigen Tätigkeit befreit sind Personen, die ein min-
destens dreijähriges Studium erfolgreich absolviert haben, des-
sen Gleichwertigkeit mit der in Artikel 34 genannten Ausbil-
dung von den zuständigen Behörden des betreffenden Staates
bescheinigt wird.

Was die Tschechische Republik und die Slowakei anbelangt, so
werden die in der früheren Tschechoslowakei erworbenen Aus-
bildungsnachweise in gleicher Weise wie die tschechischen und
slowakischen Ausbildungsnachweise unter den in den vorste-
henden Unterabsätzen genannten Bedingungen anerkannt.

(2) Jeder Mitgliedstaat erkennt die Ausbildungsnachweise des
Arztes an, die in Italien Personen ausgestellt wurden, die ihre
Universitätsausbildung nach dem 28. Januar 1980, spätestens
jedoch am 31. Dezember 1984 begonnen haben, sofern eine
diesbezügliche Bescheinigung der zuständigen italienischen
Behörden beigefügt ist.

Aus dieser Bescheinigung muss hervorgehen, dass die drei fol-
genden Bedingungen erfüllt sind:

a) Die betreffende Person hat mit Erfolg eine von den zuständi-
gen italienischen Behörden durchgeführte spezifische Eig-
nungsprüfung abgelegt, bei der überprüft wurde, ob sie
Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt, die denen derjenigen
Personen vergleichbar sind, die Inhaber eines in Anhang V
Nummer 5.3.2. für Italien aufgeführten Ausbildungsnachw-
eises sind;

b) die betreffende Person hat sich während der letzten fünf
Jahre vor Ausstellung der Bescheinigung mindestens drei
Jahre lang ununterbrochen in Italien tatsächlich und recht-
mäßig sowie hauptsächlich den Tätigkeiten nach Artikel 36
gewidmet;

c) die betreffende Person ist berechtigt, die Tätigkeiten nach
Artikel 36 unter denselben Bedingungen wie die Inhaber der
Ausbildungsnachweise, die für Italien in Anhang V Nummer
5.3.2. aufgeführt sind, auszuüben oder übt diese tatsächlich,
rechtmäßig sowie hauptsächlich aus.

Von der in Unterabsatz 2 Buchstabe a genannten Eignungsprü-
fung befreit sind Personen, die ein mindestens dreijähriges Stu-
dium erfolgreich absolviert haben, dessen Gleichwertigkeit mit
der Ausbildung nach Artikel 34 von den zuständigen Behörden
bescheinigt wird.

Personen, die ihre medizinische Universitätsausbildung nach
dem 31. Dezember 1984 begonnen haben, sind den oben
genannten Personen gleichgestellt, sofern das im vorstehenden
Unterabsatz genannte dreijährige Studium vor dem 31. Dezem-
ber 1994 aufgenommen wurde.
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A bsc h ni t t 5

Ti e rärzt e

Artikel 38

Ausbildung des Tierarztes

(1) Die tierärztliche Ausbildung umfasst insgesamt ein min-
destens fünfjähriges theoretisches und praktisches Studium auf
Vollzeitbasis an einer Universität, an einer Hochschule mit
anerkannt gleichwertigem Niveau oder unter Aufsicht einer
Universität, das mindestens die in Anhang V Nummer 5.4.1.
aufgeführten Fächer umfasst.

Die Fächerverzeichnisse in Anhang V Nummer 5.4.1. können
zur Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen
Fortschritt nach dem in Artikel 58 Absatz 2 genannten Verfah-
ren geändert werden.

Diese Aktualisierung darf für keinen der Mitgliedstaaten eine
Änderung bestehender gesetzlicher Grundsätze der Berufsord-
nung hinsichtlich der Ausbildung und der Bedingungen für den
Zugang natürlicher Personen zu dem Beruf erfordern.

(2) Die Zulassung zur tierärztlichen Ausbildung setzt den
Besitz eines Diploms oder eines Prüfungszeugnisses voraus, das
in einem Mitgliedstaat für das betreffende Studium die Zulas-
sung zu den Universitäten oder den Hochschulen mit aner-
kannt gleichwertigem Niveau ermöglicht.

(3) Die Ausbildung des Tierarztes gewährleistet, dass die
betreffende Person die folgenden Kenntnisse und Fähigkeiten
erwirbt:

a) angemessene Kenntnisse in den Wissenschaften, auf denen
die Tätigkeiten des Tierarztes beruhen;

b) angemessene Kenntnisse über die Struktur und die Funktio-
nen gesunder Tiere, die Zucht, Fortpflanzung und Hygiene
im Allgemeinen sowie die Ernährung, einschließlich der
Technologie für die Herstellung und Konservierung von Fut-
termitteln, die ihren Bedürfnissen entsprechen;

c) angemessene Kenntnisse auf dem Gebiet des Verhaltens und
des Schutzes der Tiere;

d) angemessene Kenntnisse der Ursachen, der Natur, des Ver-
laufes, der Auswirkungen, der Diagnose und der Behandlung
der Krankheiten der Tiere, und zwar individuell und kollek-
tiv; darunter eine besondere Kenntnis der auf den Menschen
übertragbaren Krankheiten;

e) angemessene Kenntnisse der Präventivmedizin;

f) angemessene Kenntnisse über die Hygiene und die Techno-
logie bei der Gewinnung, der Herstellung und dem Inver-
kehrbringen von Lebensmitteln tierischer Herkunft;

g) angemessene Kenntnisse der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften betreffend die vorstehend aufgeführten Gebiete;

h) angemessene klinische und praktische Erfahrung unter ent-
sprechender Leitung.

Artikel 39

Erworbene Rechte von Tierärzten

Unbeschadet des Artikels 23 Absatz 4 erkennen die Mitglied-
staaten bei den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, deren
Ausbildungsnachweise des Tierarztes von Estland vor dem 1.
Mai 2004 verliehen wurden bzw. deren Ausbildung in Estland
vor dem 1. Mai 2004 aufgenommen wurde, diese Ausbildungs-
nachweise des Tierarztes an, wenn ihnen eine Bescheinigung
darüber beigefügt ist, dass die betreffende Person in den sieben
Jahren vor Ausstellung der Bescheinigung die betreffenden
Tätigkeiten mindestens fünf Jahre ohne Unterbrechung tatsäch-
lich und rechtmäßig in Estland ausgeübt hat.

A b sch ni t t 6

H e b a m m e n

Artikel 40

Ausbildung der Hebamme

(1) Die Ausbildung zur Hebamme muss mindestens eine der
folgenden Ausbildungen umfassen:

a) eine spezielle Ausbildung zur Hebamme auf Vollzeitbasis,
die theoretischen und praktischen Unterricht von mindes-
tens drei Jahren (Ausbildungsmöglichkeit I) umfasst, der
mindestens das in Anhang V Nummer 5.5.1. aufgeführte
Ausbildungsprogramm beinhaltet; oder

b) eine spezielle Ausbildung zur Hebamme von mindestens 18
Monaten (Ausbildungsmöglichkeit II) auf Vollzeitbasis, die
mindestens das in Anhang V Nummer 5.5.1. aufgeführte
Ausbildungsprogramm umfasst, das nicht Gegenstand eines
gleichwertigen Unterrichts im Rahmen der Ausbildung zur
Krankenschwester und zum Krankenpfleger, die für die all-
gemeine Pflege verantwortlich sind, war.

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die mit der Ausbil-
dung der Hebammen betrauten Einrichtungen die Verantwor-
tung dafür übernehmen, dass Theorie und Praxis für das
gesamte Ausbildungsprogramm koordiniert werden.

Die Fächerverzeichnisse in Anhang V Nummer 5.5.1. können
zur Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen
Fortschritt nach dem in Artikel 58 Absatz 2 genannten Verfah-
ren geändert werden.

Diese Aktualisierung darf für keinen der Mitgliedstaaten eine
Änderung bestehender gesetzlicher Grundsätze der Berufsord-
nung hinsichtlich der Ausbildung und der Bedingungen für den
Zugang natürlicher Personen zu dem Beruf erfordern.
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(2) Für den Zugang zur Hebammenausbildung muss eine
der folgenden Voraussetzungen erfüllt sein:

a) Abschluss der ersten zehn Jahre der allgemeinen Schulaus-
bildung für Ausbildungsmöglichkeit I; oder

b) Besitz eines in Anhang V Nummer 5.2.2. aufgeführten Aus-
bildungsnachweises der Krankenschwester und des Kranken-
pflegers, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind,
für Ausbildungsmöglichkeit II.

(3) Die Ausbildung der Hebamme gewährleistet, dass die
betreffende Person die folgenden Kenntnisse und Fähigkeiten
erwirbt:

a) angemessene Kenntnisse in den Wissenschaften, auf denen
die Tätigkeiten der Hebamme beruhen, insbesondere der
Geburtshilfe und der Frauenheilkunde;

b) angemessene Kenntnisse der Berufsethik und des Berufs-
rechts;

c) vertiefte Kenntnisse der biologischen Funktion, der Anato-
mie und der Physiologie auf den Gebieten der Geburtshilfe
und der perinatalen Medizin, sowie Kenntnisse über die Ein-
flüsse der physischen und sozialen Umwelt auf die Gesund-
heit des Menschen und über sein Verhalten;

d) angemessene klinische Erfahrung, die unter der Aufsicht von
auf dem Gebiet der Geburtshilfe qualifiziertem Personal und
in anerkannten Einrichtungen erworben wird;

e) das erforderliche Verständnis für die Ausbildung des Perso-
nals des Gesundheitswesens und Erfahrung in der Zusam-
menarbeit mit diesem Personal.

Artikel 41

Bedingungen der Anerkennung der Ausbildungsnachweise
der Hebamme

(1) Die in Anhang V Nummer 5.5.2. aufgeführten Ausbil-
dungsnachweise der Hebamme werden nur dann nach Artikel
21 automatisch anerkannt, wenn sie eine der folgenden Ausbil-
dungen abschießen:

a) eine mindestens dreijährige Hebammenausbildung auf Voll-
zeitbasis,

i) die entweder den Besitz eines Diploms, Prüfungszeugnis-
ses oder sonstigen Befähigungsnachweises voraussetzt,
die zum Besuch von Universitäten oder Hochschulen
berechtigen oder, in Ermangelung dessen, einen gleich-
wertigen Kenntnisstand garantieren, oder

ii) nach deren Abschluss eine zweijährige Berufserfahrung
erworben wird, über die die in Absatz 2 genannte
Bescheinigung ausgestellt wird;

b) eine Hebammenausbildung von mindestens zwei Jahren
oder 3 600 Stunden auf Vollzeitbasis, die den Besitz eines
der in Anhang V Nummer 5.2.2. aufgeführten Ausbildungs-
nachweise der Krankenschwester und des Krankenpflegers,
die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, voraus-
setzt;

c) eine Hebammenausbildung von mindestens 18 Monaten
oder 3 000 Stunden auf Vollzeitbasis, die den Besitz eines
der in Anhang V Nummer 5.2.2. genannten Ausbildungs-
nachweise der Krankenschwester und des Krankenpflegers,
die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, voraus-
setzt, nach deren Abschluss eine einjährige Berufserfahrung
erworben wird, über die die in Absatz 2 genannte Bescheini-
gung ausgestellt wird.

(2) Die in Absatz 1 genannte Bescheinigung wird von den
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats ausgestellt.
In ihr wird bescheinigt, dass der Inhaber nach Erhalt des Aus-
bildungsnachweises der Hebamme in zufrieden stellender Weise
alle mit dem Beruf einer Hebamme verbundenen Tätigkeiten in
einem Krankenhaus oder in einer Einrichtung des Gesundheits-
wesens, die im Hinblick auf diesen Zweck anerkannt worden
ist, während eines entsprechenden Zeitraums ausgeübt hat.

Artikel 42

Ausübung der Tätigkeiten der Hebamme

(1) Dieser Abschnitt gilt für die von den einzelnen Mitglied-
staaten unbeschadet des Absatzes 2 definierten und unter den
in Anhang V Nummer 5.5.2. aufgeführten Berufsbezeichnun-
gen ausgeübten Tätigkeiten der Hebamme.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Hebammen
zumindest die Aufnahme und Ausübung folgender Tätigkeiten
gestattet wird:

a) angemessene Aufklärung und Beratung in Fragen der Fami-
lienplanung;

b) Feststellung der Schwangerschaft und Beobachtung der nor-
mal verlaufenden Schwangerschaft, Durchführung der zur
Beobachtung eines normalen Schwangerschaftsverlaufs not-
wendigen Untersuchungen;

c) Verschreibung der Untersuchungen, die für eine möglichst
frühzeitige Feststellung einer Risikoschwangerschaft notwen-
dig sind, oder Aufklärung über diese Untersuchungen;

d) Vorbereitung auf die Elternschaft, umfassende Vorbereitung
auf die Niederkunft und Beratung in Fragen der Hygiene
und Ernährung;

e) Betreuung der Gebärenden während der Geburt und Über-
wachung des Fötus in der Gebärmutter mit Hilfe geeigneter
klinischer und technischer Mittel;

f) Durchführung von Normalgeburten bei Kopflage, ein-
schließlich — sofern erforderlich —- des Scheidendamm-
schnitts sowie im Dringlichkeitsfall Durchführung von
Steißgeburten;

g) Erkennung der Anzeichen von Anomalien bei der Mutter
oder beim Kind, die das Eingreifen eines Arztes erforderlich
machen, sowie Hilfeleistung bei etwaigen ärztlichen Maß-
nahmen; Ergreifen der notwendigen Maßnahmen bei Abwe-
senheit des Arztes, insbesondere manuelle Ablösung der Pla-
zenta, an die sich gegebenenfalls eine manuelle Nachunter-
suchung der Gebärmutter anschließt;
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h) Untersuchung und Pflege des Neugeborenen; Einleitung und
Durchführung der erforderlichen Maßnahmen in Notfällen
und, wenn erforderlich, Durchführung der sofortigen Wie-
derbelebung des Neugeborenen;

i) Pflege der Wöchnerin, Überwachung des Zustandes der
Mutter nach der Niederkunft und zweckdienliche Beratung
über die bestmögliche Pflege des Neugeborenen;

j) Durchführung der vom Arzt verordneten Behandlung;

k) Abfassen der erforderlichen schriftlichen Berichte.

Artikel 43

Erworbene Rechte von Hebammen

(1) Jeder Mitgliedstaat erkennt bei Staatsangehörigen von
Mitgliedstaaten, deren Ausbildungsnachweise den in Artikel 40
gestellten Mindestanforderungen an die Ausbildung entspre-
chen, jedoch gemäß Artikel 41 nur anerkannt werden müssen,
wenn gleichzeitig die in Artikel 41 Absatz 2 genannte Beschei-
nigung über die Berufspraxis vorgelegt wird, die von diesen
Mitgliedstaaten vor dem in Anhang V Nummer 5.5.2. aufge-
führten Stichtag ausgestellten Ausbildungsnachweise der Heb-
amme als ausreichenden Nachweis an, wenn ihnen eine
Bescheinigung darüber beigefügt ist, dass die betreffende Person
in den letzten fünf Jahren vor Ausstellung der Bescheinigung
mindestens zwei Jahre ohne Unterbrechung tatsächlich und
rechtmäßig den Beruf der Hebamme ausgeübt hat.

(2) Die Bestimmungen von Absatz 1 gelten für auf dem
Gebiet der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik
erworbene Ausbildungsnachweise der Hebamme, die den in
Artikel 40 gestellten Mindestanforderungen an die Ausbildung
entsprechen, jedoch gemäß Artikel 41 nur anerkannt werden,
wenn gleichzeitig die in Artikel 41 Absatz 2 genannte Beschei-
nigung über die Berufspraxis vorgelegt wird, sofern sie eine
Ausbildung abschließen, die vor dem 3. Oktober 1990 begon-
nen wurde.

(3) Auf polnische Ausbildungsnachweise der Hebamme fin-
den ausschließlich die folgenden Bestimmungen über erwor-
bene Rechte Anwendung.

Bei den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, deren Ausbil-
dungsnachweise der Hebamme den Mindestanforderungen an
die Berufsausbildung gemäß Artikel 40 nicht genügen und von
Polen vor dem 1. Mai 2004 verliehen wurden bzw. deren Aus-
bildung in Polen vor dem 1. Mai 2004 aufgenommen wurde,
erkennen die Mitgliedstaaten die folgenden Ausbildungsnach-
weise der Hebamme an, wenn ihnen eine Bescheinigung darü-
ber beigefügt ist, dass die betreffende Person in den nachste-
hend angegebenen Zeiträumen tatsächlich und rechtmäßig den
Beruf der Hebamme ausgeübt hat:

a) Ausbildungsnachweis der Hebamme auf Graduiertenebene
(dyplom licencjata położnictwa): in den fünf Jahren vor Aus-
stellung der Bescheinigung mindestens drei Jahre ohne
Unterbrechung,

b) Ausbildungsnachweis der Hebamme, mit dem der Abschluss
einer postsekundären Ausbildung an einer medizinischen
Fachschule bescheinigt wird (dyplom położnej): in den sie-
ben Jahren vor Ausstellung der Bescheinigung mindestens
fünf Jahre ohne Unterbrechung.

(4) Die Mitgliedstaaten erkennen die in Polen verliehenen
Ausbildungsnachweise für Hebammen, deren Ausbildung vor
dem 1. Mai 2004 abgeschlossen wurde und den Mindestanfor-
derungen an die Berufsausbildung gemäß Artikel 40 nicht
genügte, an, die durch ein „Bakkalaureat“-Diplom bescheinigt
werden, das auf der Grundlage eines speziellen Aufstiegsfortbil-
dungsprogramms erworben wurde, das nach Artikel 11 des
Gesetzes vom 20. April 2004 zur Änderung des Gesetzes über
den Beruf der Krankenschwester, des Krankenpflegers und der
Hebamme und zu einigen anderen Rechtsakten (Amtsblatt der
Republik Polen vom 30. April 2004 Nr. 92 Pos. 885) und nach
Maßgabe der Verordnung des Gesundheitsministers vom 11.
Mai 2004 über die Ausbildungsbedingungen für Kranken-
schwestern, Krankenpfleger und Hebammen, die einen Sekun-
darschulabschluss (Abschlussexamen — Matura) und eine abge-
schlossene medizinische Schul- und Fachschulausbildung für
den Beruf der Krankenschwester, des Krankenpflegers und der
Hebamme nachweisen können (Amtsblatt der Republik Polen
vom 13. Mai 2004 Nr. 110 Pos. 1170), durchgeführt wurde,
um zu überprüfen, ob die betreffende Person über einen Kennt-
nisstand und eine Fachkompetenz verfügt, die mit denen der
Hebammen vergleichbar sind, die Inhaber der für Polen in
Anhang V Nummer 5.5.2. genannten Ausbildungsnachweise
sind.

A b sch ni t t 7

A p ot h e k e r

Artikel 44

Ausbildung des Apothekers

(1) Die Zulassung zur Apothekerausbildung setzt den Besitz
eines Diploms oder eines Prüfungszeugnisses voraus, das in
einem Mitgliedstaat für das betreffende Studium die Zulassung
zu den Universitäten oder den Hochschulen mit anerkannt
gleichwertigem Niveau ermöglicht.

(2) Der Ausbildungsnachweis des Apothekers schließt eine
Ausbildung ab, die sich auf einen Zeitraum von mindestens
fünf Jahren erstreckt und mindestens Folgendes umfasst:

a) eine vierjährige theoretische und praktische Vollzeitausbil-
dung an einer Universität oder einer Hochschule mit aner-
kannt gleichwertigem Niveau oder unter der Aufsicht einer
Universität;

b) ein sechsmonatiges Praktikum in einer der Öffentlichkeit
zugänglichen Apotheke oder in einem Krankenhaus unter
der Aufsicht des pharmazeutischen Dienstes dieses Kranken-
hauses.
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Dieser Ausbildungsgang umfasst mindestens das in Anhang V
Nummer 5.6.1. aufgeführte Programm. Das Fächerverzeichnis
in Anhang V Nummer 5.6.1. kann zur Anpassung an den wis-
senschaftlichen und technischen Fortschritt nach dem in Artikel
58 Absatz 2 genannten Verfahren geändert werden.

Diese Aktualisierung darf für keinen der Mitgliedstaaten eine
Änderung bestehender gesetzlicher Grundsätze der Berufsord-
nung hinsichtlich der Ausbildung und der Bedingungen für den
Zugang natürlicher Personen zu dem Beruf erfordern.

(3) Die Ausbildung des Apothekers gewährleistet, dass die
betreffende Person die folgenden Kenntnisse und Fähigkeiten
erwirbt:

a) angemessene Kenntnisse der Arzneimittel und der zur Arz-
neimittelherstellung verwendeten Stoffe;

b) angemessene Kenntnisse der pharmazeutischen Technologie
und der physikalischen, chemischen, biologischen und mik-
robiologischen Prüfung der Arzneimittel;

c) angemessene Kenntnisse des Metabolismus und der Wirkun-
gen von Arzneimitteln und Giftstoffen sowie der Anwen-
dung von Arzneimitteln;

d) angemessene Kenntnisse zur Beurteilung der die Arzneimit-
tel betreffenden wissenschaftlichen Angaben zur Erteilung
einschlägiger Informationen;

e) angemessene Kenntnisse der rechtlichen und sonstigen
Voraussetzungen im Zusammenhang mit der Ausübung der
pharmazeutischen Tätigkeiten.

Artikel 45

Ausübung der Tätigkeiten des Apothekers

(1) Für die Zwecke dieser Richtlinie sind Tätigkeiten des
Apothekers die Tätigkeiten, deren Aufnahme und Ausübung in
einem oder mehreren Mitgliedstaaten beruflichen Eignungsbe-
dingungen unterliegen und die den Inhabern eines der in
Anhang V Nummer 5.6.2. aufgeführten Ausbildungsnachweise
offen stehen.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Inhaber eines
pharmazeutischen Ausbildungsnachweises einer Universität
oder eines als gleichwertig anerkannten Ausbildungsnachweises,
der den Bedingungen des Artikels 44 genügt, zumindest die fol-
genden Tätigkeiten aufnehmen und ausüben dürfen, gegebenen-
falls vorbehaltlich des Erfordernisses einer ergänzenden Berufs-
erfahrung:

a) Herstellung der Darreichungsform von Arzneimitteln,

b) Herstellung und Prüfung von Arzneimitteln,

c) Arzneimittelprüfung in einem Laboratorium für die Prüfung
von Arzneimitteln,

d) Lagerung, Qualitätserhaltung und Abgabe von Arzneimitteln
auf der Großhandelsstufe,

e) Herstellung, Prüfung, Lagerung und Abgabe von Arzneimit-
teln in der Öffentlichkeit zugänglichen Apotheken,

f) Herstellung, Prüfung, Lagerung und Abgabe von Arzneimit-
teln in Krankenhausapotheken,

g) Information und Beratung über Arzneimittel.

(3) Ist in einem Mitgliedstaat die Aufnahme oder Ausübung
einer der Tätigkeiten des Apothekers nicht nur vom Besitz
eines der in Anhang V Nummer 5.6.2. aufgeführten Ausbil-
dungsnachweise abhängig, sondern auch von dem Erfordernis
zusätzlicher Berufserfahrung, so erkennt dieser Mitgliedstaat als
ausreichenden Nachweis hierfür die Bescheinigung des Her-
kunftsmitgliedstaats darüber an, dass die betreffende Person
diese Tätigkeiten während einer gleichen Zeitdauer im Her-
kunftsmitgliedstaat ausgeübt hat.

(4) Die Anerkennung gemäß Absatz 3 gilt nicht für die
Berufserfahrung von zwei Jahren, die im Großherzogtum
Luxemburg für die Erteilung einer staatlichen Konzession für
eine der Öffentlichkeit zugängliche Apotheke vorgeschrieben
ist.

(5) War in einem Mitgliedstaat am 16. September 1985 ein
Auswahlverfahren aufgrund von Prüfungen vorgeschrieben zur
Auswahl der in Absatz 2 genannten Inhaber, die zu Inhabern
neuer Apotheken bestellt werden, deren Errichtung im Rahmen
eines nationalen Systems geografischer Aufteilung beschlossen
worden ist, so kann dieser Mitgliedstaat abweichend von Absatz
1 dieses Auswahlverfahren beibehalten und es auf Staatsange-
hörige der Mitgliedstaaten anwenden, die Inhaber eines in
Anhang V Nummer 5.6.2. aufgeführten Ausbildungsnachweises
sind oder Artikel 23 in Anspruch nehmen.

A b sch ni t t 8

A rch i t e k t

Artikel 46

Ausbildung der Architekten

(1) Die Gesamtdauer der Ausbildung des Architekten
umfasst mindestens entweder vier Studienjahre auf Vollzeitbasis
oder sechs Studienjahre, die zumindest drei Jahre Vollzeitstu-
dium an einer Hochschule oder einer vergleichbaren Bildungs-
einrichtung umfassen. Diese Ausbildung muss mit einer Prü-
fung auf Hochschulniveau erfolgreich abgeschlossen werden.

Die Ausbildung muss durch einen Unterricht auf Hochschulni-
veau erfolgen, der hauptsächlich auf Architektur ausgerichtet
ist; sie muss ferner die theoretischen und praktischen Aspekte
der Architekturausbildung in ausgewogener Form berücksichti-
gen und den Erwerb der folgenden Kenntnisse und Fähigkeiten
gewährleisten:

a) die Fähigkeit zu architektonischer Gestaltung, die sowohl
ästhetischen als auch technischen Erfordernissen gerecht
wird;
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b) angemessene Kenntnisse der Geschichte und Lehre der
Architektur und damit verwandter Künste, Technologien
und Geisteswissenschaften;

c) Kenntnisse in den bildenden Künsten wegen ihres Einflusses
auf die Qualität der architektonischen Gestaltung;

d) angemessene Kenntnisse in der städtebaulichen Planung und
Gestaltung, der Planung im Allgemeinen und in den Pla-
nungstechniken;

e) Verständnis der Beziehung zwischen Menschen und Gebäu-
den sowie zwischen Gebäuden und ihrer Umgebung und
Verständnis der Notwendigkeit, Gebäude und die Räume
zwischen ihnen mit menschlichen Bedürfnissen und Maßstä-
ben in Beziehung zu bringen;

f) Verständnis des Architekten für seinen Beruf und seine Auf-
gabe in der Gesellschaft, besonders bei der Erstellung von
Entwürfen, die sozialen Faktoren Rechnung tragen;

g) Kenntnis der Methoden zur Prüfung und Erarbeitung des
Entwurfs für ein Gestaltungsvorhaben;

h) Kenntnis der strukturellen und bautechnischen Probleme im
Zusammenhang mit der Baugestaltung;

i) angemessene Kenntnisse der physikalischen Probleme und
der Technologien, die mit der Funktion eines Gebäudes —
Schaffung von Komfort und Schutz gegen Witterungseinf-
lüsse — zusammenhängen;

j) die technischen Fähigkeiten, die erforderlich sind, um den
Bedürfnissen der Benutzer eines Gebäudes innerhalb der
durch Kostenfaktoren und Bauvorschriften gesteckten Gren-
zen Rechnung zu tragen;

k) angemessene Kenntnisse derjenigen Gewerbe, Organisatio-
nen, Vorschriften und Verfahren, die bei der praktischen
Durchführung von Bauplänen eingeschaltet werden, sowie
der Eingliederung der Pläne in die Gesamtplanung.

(2) Das Verzeichnis der Kenntnisse und Fähigkeiten in
Absatz 1 kann zur Anpassung an den wissenschaftlichen und
technischen Fortschritt nach dem in Artikel 58 Absatz 2
genannten Verfahren geändert werden.

Diese Aktualisierung darf für keinen der Mitgliedstaaten eine
Änderung bestehender gesetzlicher Grundsätze der Berufsord-
nung hinsichtlich der Ausbildung und der Bedingungen für den
Zugang natürlicher Personen zu dem Beruf erfordern.

Artikel 47

Ausnahmen von den Bedingungen für die Ausbildung des
Architekten

(1) Abweichend von Artikel 46 wird ferner als den Anforde-
rungen des Artikels 21 genügend anerkannt: die am 5. August

1985 bestehende dreijährige Ausbildung an den Fachhochschu-
len in der Bundesrepublik Deutschland, die den Anforderungen
des Artikels 46 entspricht und die Aufnahme der in Artikel 48
genannten Tätigkeiten in diesem Mitgliedstaat unter der Berufs-
bezeichnung „Architekt“ ermöglicht, sofern die Ausbildung
durch eine vierjährige Berufserfahrung in der Bundesrepublik
Deutschland ergänzt wurde; diese Berufserfahrung muss durch
eine Bescheinigung bestätigt werden, welche von der Architek-
tenkammer ausgestellt wird, in deren Architektenliste der
Architekt eingetragen ist, der die Vorschriften dieser Richtlinie
in Anspruch nehmen möchte.

Die Architektenkammer muss zuvor feststellen, dass die von
dem betreffenden Architekten auf dem Gebiet der Architektur
ausgeführten Arbeiten eine überzeugende Anwendung der in
Artikel 46 Absatz 1 genannten Kenntnisse und Fähigkeiten dar-
stellen. Diese Bescheinigung wird nach demselben Verfahren
ausgestellt, das auch für die Eintragung in die Architektenliste
gilt.

(2) Abweichend von Artikel 46 wird ferner als den Anforde-
rungen des Artikels 21 genügend anerkannt: die Ausbildung im
Rahmen der sozialen Förderung oder eines Hochschulstudiums
auf Teilzeitbasis, die den Erfordernissen von Artikel 46 ent-
spricht und von einer Person, die seit mindestens sieben Jahren
in der Architektur unter der Aufsicht eines Architekten oder
Architekturbüros tätig war, durch eine erfolgreiche Prüfung auf
dem Gebiet der Architektur abgeschlossen wird. Diese Prüfung
muss Hochschulniveau aufweisen und dem in Artikel 46
Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Abschlussexamen gleichwer-
tig sein.

Artikel 48

Ausübung der Tätigkeiten des Architekten

(1) Für die Zwecke dieser Richtlinie sind Tätigkeiten des
Architekten die Tätigkeiten, die üblicherweise unter der Berufs-
bezeichnung „Architekt“ ausgeübt werden.

(2) Die Voraussetzungen für die Ausübung der Tätigkeiten
des Architekten unter der Berufsbezeichnung „Architekt“ sind
auch bei Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats als gegeben
anzusehen, die zur Führung dieses Titels aufgrund eines Geset-
zes ermächtigt worden sind, das der zuständigen Behörde eines
Mitgliedstaats die Befugnis zuerkennt, diesen Titel Staatsange-
hörigen der Mitgliedstaaten zu verleihen, die sich durch die
Qualität ihrer Leistungen auf dem Gebiet der Architektur
besonders ausgezeichnet haben. Den betreffenden Personen
wird von ihrem Herkunftsmitgliedstaat bescheinigt, dass ihre
Tätigkeit als Architektentätigkeit gilt.
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Artikel 49

Erworbene Rechte von Architekten

(1) Jeder Mitgliedstaat erkennt die in Anhang VI Nummer 6
aufgeführten Ausbildungsnachweise des Architekten an, die die
anderen Mitgliedstaaten ausgestellt haben und die eine Ausbil-
dung abschließen, die spätestens im akademischen Bezugsjahr
begann, das in diesem Anhang angegeben ist, selbst wenn sie
den Mindestanforderungen von Artikel 46 nicht genügen, und
verleiht ihnen in seinem Hoheitsgebiet dieselbe Wirkung wie
den Ausbildungsnachweisen, mit denen er selbst die Aufnahme
und Ausübung der Tätigkeiten des Architekten ermöglicht.

Die von den zuständigen Behörden der Bundesrepublik
Deutschland ausgestellten Bescheinigungen über die Gleichwer-
tigkeit der nach dem 8. Mai 1945 von den zuständigen Behör-
den der Deutschen Demokratischen Republik ausgestellten Aus-
bildungsnachweise und der in diesem Anhang aufgeführten
Nachweise werden nach diesen Bedingungen anerkannt.

(2) Jeder Mitgliedstaat erkennt unbeschadet des Absatzes 1
folgende Ausbildungsnachweise an und verleiht ihnen im Hin-
blick auf die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeiten des
Architekten in seinem Hoheitsgebiet dieselbe Wirkung wie den
von ihm selbst ausgestellten Ausbildungsnachweisen: Bescheini-
gungen, die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten von denjeni-
gen Mitgliedstaaten ausgestellt wurden, in denen die Aufnahme
und Ausübung der Tätigkeiten des Architekten an den nachste-
henden Stichtagen reglementiert war:

a) 1. Januar 1995 für Österreich, Finnland und Schweden;

b) 1. Mai 2004 für Tschechische Republik, Estland, Zypern,
Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und die
Slowakei;

c) 5. August 1987 für alle anderen Mitgliedstaaten.

Die in Unterabsatz 1 genannten Bescheinigungen bestätigen,
dass ihr Inhaber spätestens am betreffenden Stichtag die
Berechtigung erhielt, die Berufsbezeichnung „Architekt“ zu füh-
ren und dass er die entsprechend reglementierten Tätigkeiten
während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der Bescheini-
gung mindestens drei Jahre lang ununterbrochen tatsächlich
ausgeübt hat.

KAPITEL IV

Gemeinsame Bestimmungen für die Niederlassung

Artikel 50

Unterlagen und Formalitäten

(1) Wenn die zuständigen Behörden des Aufnahmemitglieds-
taates in Anwendung der Bestimmungen dieses Titels über
einen Antrag auf Zulassung zu einem reglementierten Beruf

befinden, können sie die in Anhang VII aufgeführten Unterla-
gen und Bescheinigungen verlangen.

Die in Anhang VII Nummer 1 Buchstaben d, e und f genannten
Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei
Monate sein.

Die Mitgliedstaaten, Stellen und sonstigen juristischen Personen
sorgen für die Vertraulichkeit der übermittelten Angaben.

(2) Hat der Aufnahmemitgliedstaat berechtigte Zweifel, so
kann er von den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats eine
Bestätigung der Authentizität der in jenem Mitgliedstaat ausge-
stellten Bescheinigungen und Ausbildungsnachweise sowie
gegebenenfalls eine Bestätigung darüber verlangen, dass der
Antragsteller für die in Kapitel III genannten Berufe die Min-
destanforderungen der Ausbildung erfüllt, die in den Artikeln
24, 25, 28, 31, 34, 35, 38, 40, 44 und 46 verlangt werden.

(3) Beziehen sich Ausbildungsnachweise nach Artikel 3
Absatz 1 Buchstabe c, die von der zuständigen Behörde eines
Mitgliedstaats ausgestellt wurden, auf eine Ausbildung, die ganz
oder teilweise in einer rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines ande-
ren Mitgliedstaats niedergelassenen Einrichtung absolviert
wurde, so kann der Aufnahmemitgliedstaat bei berechtigten
Zweifeln bei der zuständigen Stelle des Ausstellungsmitglieds-
taats überprüfen,

a) ob der Ausbildungsgang in der betreffenden Einrichtung
von der Ausbildungseinrichtung des Ausstellungsmitglieds-
taats offiziell bescheinigt worden ist;

b) ob der ausgestellte Ausbildungsnachweis dem entspricht, der
verliehen worden wäre, wenn der Ausbildungsgang vollstän-
dig im Ausstellungsmitgliedstaat absolviert worden wäre,
und

c) ob mit dem Ausbildungsnachweis im Hoheitsgebiet des Aus-
stellungsmitgliedstaats dieselben beruflichen Rechte verlie-
hen werden.

(4) Verlangt ein Aufnahmemitgliedstaat von seinen Staatsan-
gehörigen für die Aufnahme oder Ausübung eines reglemen-
tierten Berufes eine Eidesleistung oder eine feierliche Erklärung,
so sorgt er dafür, dass die Angehörigen der anderen Mitglied-
staaten, die die Formel dieses Eides oder dieser feierlichen Erklä-
rung nicht benutzen können, auf eine geeignete, gleichwertige
Formel zurückgreifen können.

Artikel 51

Verfahren für die Anerkennung der Berufsqualifikationen

(1) Die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaates
bestätigt dem Antragsteller binnen eines Monats den Empfang
der Unterlagen und teilt ihm gegebenenfalls mit, welche Unter-
lagen fehlen.
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(2) Das Verfahren für die Prüfung eines Antrags auf Zulas-
sung zu einem reglementierten Beruf muss innerhalb kürzester
Frist abgeschlossen werden, spätestens jedoch drei Monate nach
Einreichung der vollständigen Unterlagen der betreffenden Per-
son; die Entscheidung muss von der zuständigen Behörde des
Aufnahmemitgliedstaates ordnungsgemäß begründet werden.
Diese Frist kann jedoch in Fällen, die unter die Kapitel I und II
dieses Titels fallen, um einen Monat verlängert werden.

(3) Gegen diese Entscheidung bzw. gegen eine nicht fristge-
recht getroffene Entscheidung müssen Rechtsbehelfe nach
innerstaatlichem Recht eingelegt werden können.

Artikel 52

Führen der Berufsbezeichnung

(1) Ist in einem Aufnahmemitgliedstaat das Führen der
Berufsbezeichnung im Zusammenhang mit einer der betreffen-
den beruflichen Tätigkeiten reglementiert, so führen die Ange-
hörigen der übrigen Mitgliedstaaten, die nach Titel III einen reg-
lementierten Beruf ausüben dürfen, die entsprechende Berufsbe-
zeichnung des Aufnahmemitgliedstaats und verwenden deren
etwaige Abkürzung.

(2) Wenn ein Beruf im Aufnahmemitgliedstaat durch einen
Verband oder eine Organisation im Sinne des Artikels 3 Absatz
2 reglementiert ist, dürfen die Staatsangehörigen der Mitglied-
staaten die von diesem Verband oder dieser Organisation zuer-
kannte Berufsbezeichnung oder deren Abkürzung nur führen,
wenn sie nachweisen, dass sie Mitglied des betreffenden Ver-
bandes oder der betreffenden Organisation sind.

Wenn der Verband oder die Organisation die Mitgliedschaft
von bestimmten Qualifikationen abhängig macht, sind bei
Angehörigen anderer Mitgliedstaaten, die über die Berufsqualifi-
kationen verfügen, die Vorschriften dieser Richtlinie zu beach-
ten.

TITEL IV

MODALITÄTEN DER BERUFSAUSÜBUNG

Artikel 53

Sprachkenntnisse

Personen, deren Berufsqualifikation anerkannt wird, müssen
über die Sprachkenntnisse verfügen, die für die Ausübung ihrer
Berufstätigkeit im Aufnahmemitgliedstaat erforderlich sind.

Artikel 54

Führen von akademischen Titeln

Unbeschadet der Artikel 7 und 52 trägt der Aufnahmemitglied-
staat dafür Sorge, dass die betreffenden Personen zum Führen
von akademischen Titeln ihres Herkunftsmitgliedstaats und
gegebenenfalls der entsprechenden Abkürzung in der Sprache

des Herkunftsmitgliedstaats berechtigt sind. Der Aufnahme-
mitgliedstaat kann vorschreiben, dass neben dieser Bezeichnung
Name und Ort der Lehranstalt oder des Prüfungsausschusses
aufgeführt werden, die bzw. der diesen akademischen Titel ver-
liehen hat. Kann die Ausbildungsbezeichnung des Herkunfts-
mitgliedstaats im Aufnahmemitgliedstaat mit einer Bezeichnung
verwechselt werden, die in Letzterem eine zusätzliche Ausbil-
dung voraussetzt, die die betreffende Person aber nicht erwor-
ben hat, so kann der Aufnahmemitgliedstaat vorschreiben, dass
die betreffende Person ihren im Herkunftsmitgliedstaat gültigen
akademischen Titel in einer vom Aufnahmemitgliedstaat festge-
legten Form verwendet.

Artikel 55

Kassenzulassung

Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 1 und des Artikels 6 Absatz
1 Buchstabe b gilt Folgendes: Mitgliedstaaten, die den Personen,
die ihre Berufsqualifikationen in ihrem Hoheitsgebiet erworben
haben, nur dann eine Kassenzulassung erteilen, wenn sie einen
Vorbereitungslehrgang absolviert und/oder Berufserfahrung
erworben haben, befreien die Personen, die ihre Berufsqualifika-
tionen als Arzt bzw. Zahnarzt in einem anderen Mitgliedstaat
erworben haben, von dieser Pflicht.

TITEL V

VERWALTUNGSZUSAMMENARBEIT UND DURCHFÜHRUNGS-
BEFUGNISSE

Artikel 56

Zuständige Behörden

(1) Die zuständigen Behörden der Aufnahme- und Her-
kunftsmitgliedstaaten arbeiten eng zusammen und leisten sich
Amtshilfe, um die Anwendung dieser Richtlinie zu erleichtern.
Sie stellen die Vertraulichkeit der ausgetauschten Informationen
sicher.

(2) Die zuständigen Behörden im Aufnahme- und im Her-
kunftsmitgliedstaat unterrichten sich gegenseitig über das Vor-
liegen disziplinarischer oder strafrechtlicher Sanktionen oder
über sonstige schwerwiegende, genau bestimmte Sachverhalte,
die sich auf die Ausübung der in dieser Richtlinie erfassten
Tätigkeiten auswirken könnten; dabei sind die Rechtsvorschrif-
ten über den Schutz personenbezogener Daten im Sinne der
Richtlinien 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (1) und 2002/58/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der
elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elekt-
ronische Kommunikation) (2) einzuhalten.
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Der Herkunftsmitgliedstaat prüft die Richtigkeit der Sachver-
halte; seine Behörden befinden über Art und Umfang der
durchzuführenden Prüfungen und unterrichten den Aufnahme-
mitgliedstaat über die Konsequenzen, die sie aus den übermit-
telten Auskünften ziehen.

(3) Jeder Mitgliedstaat benennt bis 20. Oktober 2007 die
Behörden und Stellen, die für die Ausstellung oder Entgegen-
nahme der in dieser Richtlinie genannten Ausbildungsnach-
weise und sonstigen Unterlagen oder Informationen zuständig
sind; ferner benennt er die Behörden und Stellen, die die
Anträge annehmen und die Entscheidungen treffen können, die
im Zusammenhang mit dieser Richtlinie stehen, und unterrich-
tet unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten und die Kommis-
sion hiervon.

(4) Jeder Mitgliedstaat benennt einen Koordinator für die
Tätigkeiten der in Absatz 1 genannten Behörden und setzt die
anderen Mitgliedstaaten und die Kommission unverzüglich
davon in Kenntnis.

Die Koordinatoren haben folgenden Auftrag:

a) Die Förderung der einheitlichen Anwendung dieser Richt-
linie;

b) die Sammlung aller Informationen, die für die Anwendung
dieser Richtlinie nützlich sind, insbesondere aller Informatio-
nen, die die Bedingungen für den Zugang zu reglementier-
ten Berufen in den Mitgliedstaaten betreffen.

Zur Erfüllung ihres Auftrags gemäß Buchstabe b können die
Koordinatoren die Hilfe der in Artikel 57 genannten Kontakt-
stellen in Anspruch nehmen.

Artikel 57

Kontaktstellen

Jeder Mitgliedstaat benennt spätestens bis 20. Oktober 2007
eine Kontaktstelle, die folgenden Auftrag hat:

a) Die Information der Bürger und der Kontaktstellen der ande-
ren Mitgliedstaaten über alle wichtigen Fragen im Zusam-
menhang mit der Anerkennung von Berufsqualifikationen
gemäß dieser Richtlinie und vor allem Information über die
nationalen Rechtsvorschriften für die Aufnahme und Aus-
übung einer Berufstätigkeit, einschließlich des Sozialrechts,
sowie, wenn dies angebracht ist, über etwaige Standesregeln
und berufsethische Regeln.

b) Die Unterstützung der Bürger bei der Wahrnehmung der
Rechte aus dieser Richtlinie, bei Bedarf unter Einschaltung
der anderen Kontaktstellen sowie der zuständigen Behörden
des Aufnahmemitgliedstaates.

Auf Ersuchen der Kommission unterrichten die Kontaktstellen
diese binnen zwei Monaten nach ihrer Befassung über das
Ergebnis der Fälle, die sie gemäß ihrem Auftrag nach Buchstabe
b bearbeitet haben.

Artikel 58

Ausschuss für die Anerkennung von Berufsqualifikationen

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss für die
Anerkennung von Berufsqualifikationen, nachstehend „Aus-
schuss“ genannt, unterstützt, der sich aus den Vertretern der
Mitgliedstaaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der
Kommission den Vorsitz führt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf zwei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 59

Konsultation

Die Kommission stellt sicher, dass Sachverständige der betroffe-
nen beruflichen Gruppierungen in angemessener Weise konsul-
tiert werden, besonders im Zusammenhang mit den Tätigkeiten
des in Artikel 58 genannten Ausschusses, und stellt diesem
Ausschuss einen mit Gründen versehenen Bericht über die
genannten Konsultationen zur Verfügung.

TITEL VI

SONSTIGE BESTIMMUNGEN

Artikel 60

Berichte

(1) Ab 20. Oktober 2007 legen die Mitgliedstaaten der Kom-
mission alle zwei Jahre einen Bericht über die Anwendung des
eingeführten Systems vor. Neben den allgemeinen Ausführun-
gen enthält dieser Bericht eine statistische Aufstellung der
getroffenen Entscheidungen sowie eine Beschreibung der
Hauptprobleme, die sich aus der Anwendung dieser Richtlinie
ergeben.

(2) Ab 20. Oktober 2007 erstellt die Kommission alle fünf
Jahre einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie.

Artikel 61

Ausnahmebestimmung

Falls ein Mitgliedstaat bei der Anwendung einer Bestimmung
dieser Richtlinie in bestimmten Bereichen auf erhebliche
Schwierigkeiten stößt, untersucht die Kommission diese
Schwierigkeiten gemeinsam mit diesem Mitgliedstaat.

Bei Bedarf entscheidet die Kommission nach dem in Artikel 58
Absatz 2 genannten Verfahren, dass der betreffende Mitglied-
staat vorübergehend von der Anwendung der betreffenden Vor-
schrift absehen darf.
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Artikel 62

Aufhebung

Die Richtlinien 77/452/EWG, 77/453/EWG, 78/686/EWG,
78/687/EWG, 78/1026/EWG, 78/1027/EWG, 80/154/EWG,
80/155/EWG, 85/384/EWG, 85/432/EWG, 85/433/EWG,
89/48/EWG, 92/51/EWG, 93/16/EWG und 1999/42/EG wer-
den mit Wirkung vom 20. Oktober2007 aufgehoben. Bezug-
nahmen auf die aufgehobenen Richtlinien sind als Bezug-
nahmen auf diese Richtlinie zu verstehen und erfolgen unbe-
schadet der auf der Grundlage dieser Richtlinien verabschiede-
ten Rechtsakte.

Artikel 63

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie bis
spätestens bis 20. Oktober 2007 nachzukommen. Sie unter-
richten die Kommission unverzüglich darüber.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in diesen Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei
der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

Artikel 64

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 65

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 7. September 2005.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
J. BORRELL FONTELLES

Parlaments Im Namen des
Rates

Der Präsident
C. CLARKE
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